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Erich Reiter

Einführung in die Thematik Klimawandel, 
Schadstoffhandel und Atomenergie
Die alte japanische Kaiserstadt Kyoto ist dank der 
Kyoto-Ziele und des Kyoto-Protokolls seit der großen 
UN-Konferenz 1997 wieder weltweit bekannt gewor-
den. Damals wurde eine Konvention zum Klimaschutz 
und zur Begrenzung des Ausstoßes von Treibhausga-
sen beschlossen. Wenig ist seither wirklich gesche-
hen. Man verfolgt zwar die einander geradezu in 
negativen Zukunftsszenarien überbietenden Studien 
und Prophezeiungen von Klimaexperten mit Interes-
se. Aber mehr auch schon nicht.

Klimawandel
Der heuer (in 3 Teilen) vorgestellte Klimabericht der 
UNO zeigt ein Ansteigen der Durchschnittstempe-
raturen, deren tatsächliche Höhe davon abhängen 
soll, welche Maßnahmen zur Begrenzung des CO2-
Austoßes tatsächlich getroffen werden. Vom Klima-
wandel, also der Erwärmung der Erde, seien vor allem 
die ärmsten Regionen in Afrika und im Pazifik negativ 
betroffen, während Regionen im Norden durchaus 
davon profitieren könnten. Allein die Gesamtauswir-
kungen einer so komplexen Sache wie Klimawandel 
durch Erderwärmung sind nur erahnbar, nicht exakt 
vorherzusagen. 

Dazu kommt, dass wir nicht wissen, ob und wie sich 
das nicht von Menschen gemachte bzw. beeinfluss-
te Weltklima ohnedies kurzfristig, also im laufenden 
Jahrhundert, oder gar mittel- bis längerfristig (– wann 
kommt die nächste Eiszeit?) ändern wird.

Dazu sollten wir nicht vergessen, dass wir – sosehr 
sich auch manche Experten prophetisch darstellen – 
wenig bis nichts über die globale Klimaentwicklung 
wissen.

Der Biochemiker Gottfried Schatz von der Universität 
Basel, geborener Österreicher, der bis 2004 Präsident 
des Wissenschafts- und Technologierates der For-
schungsgroßmacht Schweiz war, schreibt: „Wie also 
sollen wir Wissenschafter antworten, wenn man uns 

nach der Ursache der Klimaerwärmung fragt? Dürfen 
wir antworten ‚Wir sind uns ihrer noch nicht sicher’ 
– wie wir es sollten? Oder müssen wir trotz unseren 
Zweifeln eine Ursache nennen – wie man es von uns 
erwartet? Viele von uns wählen den zweiten Weg und 
übertönen mit ihren apokalyptischen Prophezeiun-
gen manchmal die Stimme der Vernunft.“ Und wei-
ters: „Während der letzten 500 Millionen Jahre war 
unsere Lufthülle mehrmals bis zu zehnmal reicher 
an Kohlendioxid als heute, ohne dass sich das Klima 
drastisch aufgeheizt hätte. Obwohl die Konzentration 
an Kohlendioxid heute um 27 Prozent höher ist als 
in den letzten 650 000 Jahren, ist sie immer noch 
fast viermal tiefer als vor 175 Millionen Jahren. Einige 
Messungen finden deutliche Korrelationen zwischen 
Kohlendioxidgehalt und Erdtemperatur, andere da-
gegen nicht. Und obwohl sich die Hinweise häufen, 
dass wir Menschen an der Klimaerwärmung nicht 
ganz unschuldig sind, besteht kein Zweifel, dass das 
Erdklima über lange Perioden beträchtlich und ohne 
erkennbare Ursache schwankte.“ (Neue Zürcher Zei-
tung vom 23. Juli 2007.) Schatz folgert, dass wir das 
Erdklima derzeit weder verstehen noch voraussagen 
können.

Aber es muss uns auch klar sein, dass der Umstand, 
dass es keinen Beweis dafür gibt, dass die aktuelle 
Klimaerwärmung von Menschen gemacht bzw. eine 
Folge der Kohlendioxidzunahme ist, kein Freibrief zur 
Ressourcenvergeudung und kein Argument gegen 
eine verantwortungsvolle und sinnvolle Energiepolitik 
sein kann. Dazu sollte es eigentlich keiner Horrorsze-
narien von Klimapropheten bedürfen; das ergibt sich 
aus der Natur des freien und in sich verantwortungs-
bewussten Menschen. Hoffentlich!

Dass die aktuelle Erderwärmung vom Menschen ge-
macht ist, ist also keineswegs sicher, aber auch nicht 
auszuschließen. Deshalb, meinen die UN-Experten, 
müsste man, um die Erderwärmung im „beherrsch-
baren Bereich“ von 2 bis 2,4 Grad Celsius zu halten, 
die weltweiten Kohlendioxidemissionen bis 2050 um 
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50 bis 85 Prozent im Verhältnis zu 2000 senken. Das 
scheint aber völlig unrealistisch, selbst wenn die gro-
ßen Schadstoffemittenten von heute – die USA und 
Europa – die Kyoto-Ziele erreichen sollten. Denn die 
großen Schwellenländer China und Indien und die vie-
len mittelgroßen und kleineren – mit ihrem gewalti-
gen Nachholbedarf – werden künftig die „Führung“ im 
Schadstoffausstoß übernehmen und mehr Schadstoffe 
produzieren als heute die führenden Industrieländer 
zusammen. Wie man Länder wie China und Indien 
dazu bewegen könnte, ihr schnelles Wirtschafts- (und 
Wohlstands-)wachstum ohne viel Rücksicht auf die 
Umwelt zu reduzieren und teurere umweltschonende 
Verfahren einzusetzen, dafür hat niemand ein auch nur 
annähernd realistisches Konzept.

Die logische Konsequenz: Wenn man nicht vorbeugen 
kann gegen die Erwärmung, dann muss man vorsor-
gen, d.h., sich mit den Konsequenzen des Klimawandels 
auseinandersetzen und Maßnahmen einleiten, um mit 
den Folgen so gut wie möglich zurechtzukommen. Ein 
Aspekt dabei ist der Emissionsrechtehandel.

Emissionsrechtehandel
Als Instrumente zur Senkung der Treibhausgase sieht 
das Kyoto-Protokoll sogenannte flexible Mechanis-
men vor. Unter flexiblen Mechanismen werden jene 
marktwirtschaftlichen Instrumente verstanden, die es 
den Industriestaaten ermöglichen, einen Teil ihrer Ver-
pflichtungen zur Reduktion der Treibhausgasemissio-
nen durch Aktivitäten in anderen Ländern bzw. durch 
den Handel von Emissionsrechten einzulösen. Das 
„Emission Trading“ ist neben dem „Clean Development 
Mechanism“ (CDM) und der „Joint Implementation“ 
(JI) eines von drei flexiblen Mechanismen.

Durch den Handel mit Emissionsrechten soll auf kos-
tenminimale Weise ein vorher definiertes Emissions-
reduktionsziel erreicht werden. Jeder Emittent muss 
über ein Zertifikat für die von ihm verursachte Einheit 
an Verschmutzung verfügen. Verbraucht ein Lizenz-
nehmer nicht alle Zertifikate, kann er diese an andere 
Teilnehmer verkaufen, die einen Überschuss an Ver-
schmutzung zu decken haben.

Der Handel mit Emissionsberechtigungen stellt ein aus 
ökonomischer Sicht effizientes Instrument zur Errei-
chung von Umweltzielen dar. Das heißt, angestrebte 
Umweltziele lassen sich mit Hilfe dieses Instruments 

zu Kosten erreichen, die sich aus der Sicht der Betrof-
fenen insgesamt nicht weiter reduzieren lassen: Letzt-
endlich werden nur die kostengünstigsten Maßnahmen 
durchgeführt. Durch den Handel mit Emissionsberech-
tigungen an sich werden demnach keine Emissionen 
vermieden, sondern ein vorgegebenes Emissionsziel 
wird zu minimalen Kosten erreicht. Der Grad der Ver-
besserung der Umweltqualität hängt beim Instrument 
Emissionsrechtehandel von der Schärfe der gewählten 
Umweltziele ab.

Freilich gibt es auch Kritik am Emissionsrechtehandel. 
Denn, so die Kritiker, durch den Emissionsrechtehandel 
müssen sich manche Industrien gar nicht so ernsthaft 
bemühen, ihren Schadstoffausstoß zu reduzieren. Sie 
kaufen sich frei. Was freilich theoretisch nur gehen 
kann, wenn andere mehr reduzieren. So gesehen wäre 
es umweltpolitisch gesehen vielleicht besser, nicht 
Handel und Freikauf zu erlauben, sondern Strafen für 
die Nichterfüllung aufzuerlegen. Man kann es so und 
anders sehen.

Die EU als Umweltmanager
Die EU-Kommission hat zu Jahresbeginn eine Strate-
gie für eine nachhaltige, effiziente und diversifizierte 
Energiepolitik verabschiedet. Ihre Zielsetzung ist – ne-
ben der Reduzierung der Abhängigkeit von unzuver-
lässigen Produzenten und der Verwirklichung eines 
funktionierenden Wettbewerbs im Energiebereich – 
der Kampf gegen die Klimaerwärmung bzw. der effizi-
ente Energieverbrauch. Auf dem Weg zur Entwicklung 
einer kohlenstoffarmen Wirtschaft soll logischerweise 
der Verbrauch fossiler Brennstoffe reduziert werden, 
wozu der Energiebedarf stärker durch erneuerbare 
Energieträger gedeckt werden soll. Dabei spielt z.B. der 
Biotreibstoff eine Rolle, aber auch die Atomenergie. 
Der verstärkte Einsatz letzterer kann nicht nur der Re-
duzierung des Schadstoffausschusses dienen, sondern 
auch die Energieimportabhängigkeit der Europäischen 
Union von Öl und Gas verringern.

Generell und global gesehen ist die verstärkte Erzeu-
gung von Biotreibstoffen aber nicht unproblematisch. 
Denn dadurch werden in großen Produktionsländern 
wie Brasilien die Anbauflächen für die Nahrungsmit-
telproduktion reduziert, das Nahrungsmittelangebot 
sinkt und die Nahrungsmittelpreise steigen. Man sieht, 
wie komplex und schwierig ausgewogene umweltpoli-
tisch orientierte Strategien sein müssen.
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Renaissance der Atomenergie

Klimaschutz und die enorme weltweite Zunahme des 
Energiebedarfes bringen die Atomenergie zunehmend 
ins Gespräch. In der EU gibt es       135 Atomkraftwer-
ke, wozu noch die der europäischen Nicht-EU-Länder 
kommen (Russland hat 31). Sie erzeugen fast ein Drit-
tel des Strombedarfs. Bis zu 73 neue sind derzeit am 
Kontinent Europa in Bau oder in Planung. Die Atom-
kraftwerke haben also auch in Europa Zukunft.

Weltweit ist das Recht auf friedliche Nutzung der 
Atomenergie allgemein anerkannt. Auch Österreich 
anerkennt z.B. das diesbezügliche Recht des Iran. In 
Österreich gilt die Atomenergie aber gleichsam als 
Tabuthema.

Ist die Atomenergie eine wesentliche Hilfe zur Be-
grenzung der Kohlendioxidemissionen und damit zur 
Minderung der Erderwärmung, weil die Atomener-
gieerzeugung diesbezüglich sauber ist? Sicherlich, 
die Berechnungen zeigen dies klar. Aber gibt es dabei 
nicht das Risiko von Unfällen à la Tschernobyl mit ra-
dioaktiver Verseuchung?

In Studien und Analysen zur Atomenergie, die etwa 
die Grünen oder Umweltgruppen vorlegen, ist dieses 
Risiko enorm hoch bewertet. Allein in Frankreich, das 
in Europa am meisten Atomenergie erzeugt, gebe 
es jährlich 600 bis 800 „signifikante“ Zwischenfälle. 
Mehrere Male seit Tschernobyl sei die Menschheit 
nur knapp an einer ähnlichen Katastrophe „vorbeige-
schrammt“. Bei einem Kurzschluss im schwedischen 
Atomkraftwerk Forsmark im Juli 2006 sei man „mög-
licherweise nur Minuten“ davon entfernt gewesen.

Beim grenznahen tschechischen Atomkraftwerk Te-
melin wurden bereits über 100 Vorfälle oder Störun-
gen registriert, was große Besorgnis bei der Bevölke-
rung im Mühlviertel, Waldviertel und darüber hinaus 
hervorruft. Allerdings ist noch nie Radioaktivität aus-
getreten; es ist zu keiner Situation gekommen, die 
Schäden auslösen hätte können. Kernphysiker schlie-
ßen überdies Vorfälle wie Tschernobyl bei Atomkraft-
werken westlicher Standards aufgrund der modernen 
Technologie praktisch aus.

Auch in den anderen Fällen kam es in West- und Mit-
teleuropa noch zu keinem Austritt von Radioaktivität, 
und es gibt bislang – entgegen zahlreichen kritischen 
Prognosen früherer Jahre – keine nachweisbaren 
Schäden aus der Atomenergie.

Die Umweltschützer behaupten, dass die „Atomlobby“ 
ein dubioser Trittbrettfahrer der Klimaschutzdebatte 
sei, der gegen den Niedergang der Branche kämpfe, 
da in den letzten Jahren weltweit mehr Atomkraft-
werke vom Netz gingen als neue eröffnet wurden. 
(Was sich künftig ändern dürfte.)

Die Atomenergie scheint vor einer Renaissance zu 
stehen. Die steigende Nachfrage nach Energie ist – 
insbesondere in der Dritten Welt – gegeben und mit 
erneuerbarer Energie mit Sicherheit nicht zu befriedi-
gen. So bleibt wohl nur der Ausbau der Atomenergie 
übrig. Deshalb muss die Aufmerksamkeit nicht der Il-
lusion der Verhinderung der Atomenergie sondern der 
Sicherheit der Atomkraftwerke gelten.
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Helmut Stubner

CO²-Emissionszertifikatehandel –
ein liberaler Standpunkt
Dass die Menschheit gut beraten ist, die anthropo-
genen Emissionen zu reduzieren, ist in Zeiten des – 
nun auch für den Einzelnen in seinen Auswirkungen 
wahrnehmbaren – Klimawandels mittlerweile Allge-
meingut des Gegenwartswissens. Im europäischen 
Raum gilt dieses Wissen auch über die meisten Par-
tei- und Weltanschauungsgrenzen hinweg als Com-
mon Sense. Dabei sei zunächst einmal außer Streit 
gestellt, dass uns die naturwissenschaftlichen Grund-
lagen unseres Kenntnisstandes insbesondere über die 
Schädlichkeit des CO2-Anstieges in der Atmosphäre – 
von einer Minderheitenmeinung unter den Exper-
ten abgesehen – eine eindeutige Handlungsanleitung 
vorgeben. Immerhin, 90 Prozent aller Wissenschafter 
der Menschheit leben in der Gegenwart, und aus der 
betroffenen Wissenssphäre selbst, von den Erd- und 
Klimawissenschaftlern, sprechen sich derzeit etwa 80 
Prozent der Experten für eine radikale Schadstoffre-
duktion aus. 

Aufgrund der uns vorgelegten Rechenmodelle, die die 
Bedrohlichkeit der Auswirkungen auf die weltweiten 
Lebensverhältnisse beschreiben, dürfen wir zu Recht 
vermuten, dass die Frage der globalen Schadstoff-
reduktion mittlerweile auf der Skala internationaler 
Themenstellungen jenen Platz erklommen hat, den vor 
mehr als zwanzig Jahren die nukleare Abrüstung der 
Großmächte und vor etwa zehn Jahren noch die Proli-
ferationsfrage eingenommen hat.

Emissionsbegrenzung ist kein
Reservatthema grüner Politik 
Grund genug, der Frage innerhalb des liberalen politi-
schen Spektrums jenen Stellenwert zu geben, den sie 
ihrem Eigengewicht nach wohl tatsächlich hat. Auf den 
ersten Blick erscheint der Emissionsrechtehandel ein In-
strument zu sein, das für liberal denkende und handelnde 
Menschen einen gewissen Charme besitzt. Emittenten 
– vulgo Verschmutzer – müssen über die von ihnen zu 
vertretende Schadstoffemission Zertifikatseinheiten im 
Ausmaß ihrer Verursachung besitzen. Kann der Besitzer 

dieser Papiere nachweisen, dass er weniger Schadstoffe 
in die Umwelt abgegeben hat, als er zertifiziert war, 
dies zu tun, so ist er berechtigt, seinen Überschuss an 
Zertifikaten zu verkaufen. Da – im Gegensatz zu Aktien, 
jedoch vergleichbar mit Kommunalobligationen – al-
leine der Staat die Herausgabe der Zertifikate steuert, 
sind diese Papiere nicht beliebig durch Private ver-
mehrbar. Im konzeptionellen Gegensatz zu einem zent-
ralistisch geführten bürokratischen Apparat – einer Art 
internationaler Umweltpolizeibehörde, die sich unter 
Vernachlässigung betriebswirtschaftlicher Gesichts-
punkte ausschließlich mit Normenkontrolle befasst – 
wurde ein Mittel geschaffen, das Betrieben indivi-
duellen Spielraum im Übergang zur schadstofffreien 
Produktion lässt. So wenig Staat wie möglich – so viel 
Staat wie notwendig, also der Anwendungsfall eines 
liberalen Grundgedankens.

Nun ist ein neuer Typus Wertpapier entstanden, der 
erstmals den Verbrauch der Ressource Atemluft/Kli-
magüte als geldeswerten Rohstoff bewirtschaftet. Der 
Gedanke wird – ohne jeden Zweifel – eingefleischte 
Ökologiker entsetzen. Wir hören schon, wie der Öf-
fentlichkeit dieses Modell mit den üblichen, aus dem 
nostalgischen Arsenal jener von postmarxistischer 
Rhetorik geprägten, stets behände verkündeten Schre-
ckensbotschaften madig gemacht werden wird. Es wird 
da beispielsweise heißen, die Armen würden sich bald 
die Luft zum Atmen nicht mehr leisten können, hinge-
gen jene Oligarchen der Industrie aber würden uns aus 
Profitgier auch noch die Luft des Lebens teuer verkau-
fen und dergleichen Unsinn mehr. Tatsächlich aber ist 
die Grundidee des Emissionsrechtehandels von beste-
chender Einfachheit und somit durch mindestens die-
sen einen Umstand schon zum Erfolg bestimmt: Wird 
nämlich der Erwerb der Zertifikate zu teuer, etwa weil 
das angestrebte Umweltziel – sei es aus Ehrgeiz, aus 
Notwendigkeit oder welchen Gründen auch immer – 
sich verschärft, steigen die Zertifikatskosten für den 
Nachfrager. Die Verteuerung erzwingt beim Verursa-
cher Investitionen mit dem Ziel, schadstoffarm oder im 
Idealfall schadstofffrei zu produzieren.
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Marktmechanismen –
ein tauglicher Lösungsansatz?

Marktmechanismen zur Lösung der Schadstoffe-
missionsfrage einzusetzen ist kein grundsätzlich 
neuer Gedanke. Der Staat Kalifornien etwa betreibt 
Schwefeldioxid-Emissionshandel schon seit mehr 
als 20 Jahren, und das dortige System funktioniert 
– weitgehend unbeachtet von einer breiten Welt-
öffentlichkeit – ganz ausgezeichnet. Mit anderen 
Worten: Eine Erprobungsphase für das System an 
sich ist wohl nicht mehr erforderlich. Die Federfüh-
rung ökonomisch erfahrener Redaktoren des auf die 
Konferenz von Rio de Janeiro (1992) folgenden Pro-
zesses der Richtungs- und Zielfindung internationa-
ler Akteure zur Sicherung globaler Lebensgrundlagen 
machte den Prozess insgesamt erst lebensfähig. Denn 
anders als in unseren Breiten gilt jene allzeit wahr-
nehmbare „politisch korrekte“ Industriefeindlichkeit 
in besonnenen politischen Systemen keineswegs als 
Eintrittskarte für Medienapplaus. Und so finden sich 
neben dem Emissionsrechtehandel zwei weitere flexi-
ble Werkzeuge, der „Clean Development Mechanism 
(CDM)“ und die „Joint Implementation (JI)“. Während 
sich der Mechanismus für umweltverträgliche Ent-
wicklung (CDM) als nur bedingt tauglich herausstell-
te, ja in Teilen sogar retardierende Wirkungen für den 
Klimaschutz hervorgebracht hat, auf die hier nun im 
Einzelnen nicht eingegangen werden soll, haben sich 
JI und der unter Emission Trading (ET) laufende Emis-
sionszertifikathandel vorteilhaft entwickelt.

In Europa wurde das ET erstmals operabel über die 
Börse in Leipzig; seit 1. Jänner 2005 sind dort und 
nur dort Emissionszertifikate weltweit handelbar. 
Damit ist, acht Jahre nach dem Kyoto-Protokoll, ein 
marktwirtschaftliches Instrument zur Senkung der 
Treibhausgase eingerichtet geworden, das als zu-
kunftsträchtig gesehen werden kann. Schon hat eine 
Reihe großer internationaler Banken auf diese Ent-
wicklung reagiert. Die bayrische Landesbank etwa 
hat seit geraumer Zeit eine eigene Abteilung für den 
CO2-Emissionszertifikatehandel mit dreißig Mitar-
beitern eingerichtet. Ein Anfang September 2007 
erfolgter Rundruf bei fünf größeren Bankinstituten 
in Österreich (BA-CA, Erste Bank, PSK/Bawag, Raiff-
eisen, Volksbank) freilich ergab, dass bei drei dieser 
Banken unter CO2-Emissionszertifikatehandel nicht 
verstanden wird, worum es sich handelt, zwei Ins-
titute verstanden die Frage, erklärten jedoch, diesen 

Handel nicht durchzuführen, und wussten auch nicht, 
ob es dafür in Österreich einen Markt gibt. Dass es 
die auf dem liberalisierten Strommarkt in Österreich 
tätige Energy Exchange Austria tätige Börse ist, die in 
Österreich auch den CO2-Zertifikatshandel betreibt, 
wusste keines der Institute durch ihre Börsenfachleu-
te zu beantworten.

Der Ruf nach dem Staat –
eine unliberale Position?
Erfahrungsgemäß gibt es keine Weiterentwicklung, 
ohne dass uns die mit jedem Fortschritt verbundenen 
Lernprozesse nicht auch Fehlleistungen und Man-
geltatbestände signalisieren. Auch hier ist liberales 
Denken gefordert – etwa wenn es darum geht, die 
Frage zu beantworten, wie es um die Gleichheit der 
marktwirtschaftlichen Bedingungen steht.

Im innerstaatlichen Bereich beispielweise sind die 
notwendige Datenerhebung, wissenschaftlich zu-
verlässige Kontrollmechanismen, Prognostik und ein 
verwaltungsrechtlich transparentes rechtsstaatliches 
Verfahren für Normenverstöße kein Betätigungsfeld 
privatwirtschaftlicher Akteure. Auch muss die He-
rausgabe der Emissions-Zertifikate in den Händen 
eines vollkommen neutral agierenden Verwaltungs-
apparates liegen, der mit strikter Verpflichtung auf 
das Gesetz und frei von jeglicher Gewinnerzielungs-
absicht in seiner Unparteilichkeit für die Marktteil-
nehmer außer Streit steht. Denn wie es keine privat-
wirtschaftlich agierende Justiz, Landesverteidigung 
oder Polizei geben soll, muss dies in gleicher Weise 
für die Sicherheitsaufgabe des Staates im ökologi-
schen Bereich gelten. Damit aber werden Liberale 
kein Problem haben, denn wo der Staat im buchstäb-
lichen Sinn des Wortes da ist, um Not abzuwenden, 
also notwendigerweise agieren muss, dort wird ihm 
seine Bedeutung ja keineswegs abgesprochen.

Auch im internationalen Bereich bekleidet der Staat 
eine ganz bedeutende Rolle. Denn bekanntermaßen 
lassen sich globale Prozesse nur dann steuern, wenn 
auch die großen globalen Akteure unter gleichen Be-
dingungen am Steuerungsprozess teilnehmen. Dass 
die ökologische Begleitung wirtschaftlichen Auf-
stieges in zahlreichen Ländern des asiatischen und 
amerikanischen Raumes gegenwärtig überwiegend 
als Störfaktor für das individuelle und kollektive 
Glücks- und Wohlfahrtsstreben gesehen wird, ist kein 
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Geheimnis. Es ist klar, dass eine Haltungsänderung in 
diesen Staaten nur von den ökologisch aufgeklärten 
Nationen vorgenommen werden kann und dass der 
zu beschreitende Weg über die internationale Politik 
führen muss. Die in technischer Hinsicht für diesen 
multipolaren Dialog erforderlichen Organe – diplo-
matische Vertretungen und die berufsmäßigen Re-
präsentanten in den großen internationalen Organi-
sationen – können zweifelsfrei nur durch den Staat 
bereitgestellt werden. Also ist auch in diesem Punkt 
nach dem Staat zu rufen keineswegs illiberal, es ist 
schlichtweg notwendig.

Wege zum Ziel
Freilich dürfen wir weniger den Staatenvertretern, der 
Diplomatie und ihren durch hochgradigen Professi-
onalismus gekennzeichneten Amtsträgern, vielmehr 
aber den im Licht der Medien und einer kritischer 
werdenden Wählerschaft gegenüber in Verantwor-
tung stehenden politischen Amtsträgern den Mut 
zumessen, sich in der Führung dieses Diskurses mit 
den nach Wegfall ihrer realsozialistischen Systeme in 
schrankenlosem Wohlfahrtstreben befindlichen Nati-
onen zu bewähren.

Doch ist Behutsamkeit des Argumentes gefordert. 
Die bereits auf hohem wirtschaftlichem und sozialem 
Standard lebenden Völker überwiegend West-Mittel-
europas, Nordamerikas und einzelner ostasiatischer 
Staaten werden sich mit heuchlerischem Gutmen-
schentum keine Verhandlungspositionen schaffen. 
Denn die ungleiche Verteilung von Ressourcen und 
Technologien würde sich derart nur weiter verschär-
fen, und in einem Verteilungsstreit gäbe es wohl nur 
Verlierer. 

Doch hat ein Umdenkprozess mittlerweile auch beim 
wohl in jeder Hinsicht größten ökonomisch-ökologi-
schen Akteur eingesetzt. Chinas Minister der Reform- 
und Entwicklungskommission, Ma Kai, erklärte in 
diesem Sommer, für Peking sei es „unausweichlich“, 
dass die Industrieländer sich um die Verbesserung 
des Klimaschutzes kümmern müssen. Zugleich wur-
de aber auch das Recht auf Entwicklung betont. Es 
sei ein Faktum, dass die Industrieländer in der Ver-
gangenheit bei weitem die meisten Treibhausgase 
aus fossilen Brennstoffen produziert hätten, deshalb 
sei es „unausweichlich“, dass diese sich auch um 
eine Verbesserung der Lage kümmern müssten. Chi-

na lehnt die Festschreibung international bindender 
Emissionsziele ohne Rücksicht auf Wachstumsbestre-
bungen der Schwellenländer ab. Das aber heißt, Chi-
na lehnt international bindende Emissionsziele nicht 
grundsätzlich ab – ein weitreichender Schritt in die 
richtige Richtung.

Bevor nun aber der Zeigefinger ganz hoch erhoben 
und drohend in Richtung auf die anderen gesenkt 
wird, stellt sich zunächst einmal die Frage, wie wir es 
in Österreich mit dem Klimaschutz halten.

Der 8. Umweltkontrollbericht 
Der dem Parlament vorgelegte 8. Umweltkontrollbe-
richt enthält die erforderlichen Sachinformationen 
zum Thema Klimaschutz und Klimawandel.

Im Hinblick auf die Erfüllung des Kyoto-Klimaschutz-
protokolls durch die EU hat sich Österreich verpflich-
tet, seine Treibhausgas (THG)-Emissionen von 2008 
bis 2012 gegenüber 1990 um 13 Prozent zu senken. 
2005 lagen die THG-Emissionen mit 93,3 Millionen 
Tonnen um 18 Prozent über dem Basisjahr und um 
36 Prozent über dem Kyoto-Ziel. Die wesentlichen 
Emittenten waren Verkehr (27 %), Industrie (27 %), 
Energieaufbringung (17  %) sowie Raumwärme und 
Kleinverbraucher (17 %). 

Der zu erwartende globale Temperaturanstieg von 
mehr als zwei Grad Celsius wird die Biosphäre und 
den Wasserhaushalt massiv stören. In den Alpen ist 
eine Erhöhung der Temperaturen um vier Grad Celsius 
wahrscheinlich. Hält die gegenwärtige Entwicklung 
an, so wird es 2100 in Österreich kaum noch Gletscher 
geben, die Trinkwasser- und Energieversorgung wird 
dadurch beeinträchtigt. In den Bereichen Land- und 
Forstwirtschaft, Tourismus, Gesundheit und techni-
sche Infrastruktur müssen wir mit daraus resultieren-
den Folgeproblemen rechnen. Experten fordern eine 
Klimafolgenabschätzung für Regionen, Wirtschafts-
sektoren, Ökosysteme, für den Wasserhaushalt sowie 
für die Lebensmittel- und Trinkwasserversorgung. 
Eine Anpassungsstrategie an die Folgen des Klima-
wandels ist notwendig. 

Im Rahmen des JI/CDM-Programms sollen nun von 
Österreich von 2008 bis 2012 Emissionsrechte im 
Ausmaß von 45 Millionen Tonnen CO² zugekauft wer-
den. Dies bedeutet gleichzeitig, dass die THG-Emissi-
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onen im Kyoto-Zielzeitraum 2008 bis 2012 gegenüber 
2005 um 78 Millionen Tonnen reduziert werden. Die 
bis Anfang 2005 – also unter Regierungsbeteiligung 
des BZÖ – beschlossenen Reduktionsmaßnahmen las-
sen jedenfalls zusätzliche Emissionsminderungen von 
40 Millionen Tonnen CO2 erwarten. Es bleibt somit 
von 2008 bis 2012 der kleinere Teil von 38 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalenten einzusparen. Die Klima-
strategie vom März 2007 setzt folglich Schwerpunkte 
in den Bereichen Verkehr, Energieerzeugung, Raum-
wärme und Industrie. 

Stand der internationalen
Maßnahmen – G8
Der Direktor des UN-Umweltprogramms, Achim Stei-
ner, erklärte in einem Interview der Frankfurter Rund-
schau, es müsste der Ausstoß der Treibhausgase bis 
2050 um 60 bis 70 Prozent gesenkt werden, um den 
Klimawandel beherrschbar zu halten. Er begrüßte die 
Ergebnisse des G8-Gipfels in Heiligendamm als ein 
„politisch wichtiges Etappenziel“, weil damit der Weg 
für ein Kyoto-Nachfolgeprotokoll im EU-Rahmen 
freigemacht wurde.

Die G8-Staaten hatten das Ziel, den CO2-Ausstoß bis 
2050 zu halbieren, „ernsthaft in Betracht“ gezogen. 
Die Beschlüsse seien allerdings noch „kein echter 
Durchbruch“. Steiner forderte ambitionierte Ziele für 
das Kyoto II-Protokoll, das von 2013 bis 2020 gelten 
soll. Es müsse dafür sorgen, dass der globale Treib- 
hausgas-Ausstoß nur noch bis 2020 oder 2025 wächst 
und dann kontinuierlich sinkt.

Klimaforscher Hans Joachim Schellnhuber hat die 
Klima-Erklärung auf dem G8-Gipfel hingegen als 
„Durchbruch“ gewertet. „Was die G8-Staaten be-
schließen, hat ja die Welt noch nicht beschlossen. 
Die G8-Staaten können vor allem Signale aussenden. 
Dabei haben sie einen Durchbruch erzielt“, sagte der 
Direktor des Potsdam-Instituts für Klimafolgenfor-
schung und Chef-Klimaberater der deutschen Bun-
desregierung den Dortmunder Ruhr Nachrichten. Als 
Wissenschaftler hätte er sich allerdings gewünscht, 
dass die G8-Staaten sich „verbindlich zu einer Hal-
bierung der Treibhausgasemission bis 2050 gegenüber 
1990 verpflichten. Das wäre eine Eins mit Stern ge-
wesen“. Die EU-Staaten müssten „den diplomatischen 
Druck auf andere aufrechterhalten und voran gehen“. 

Bewährt sich der
Emissionsrechtehandel?

Nach diesem kurzen Blick auf die Problemstellung 
im Spiegel der internationalen und heimischen Ent-
wicklung und der Frage, wo die Grenze zwischen 
notwendigem staatlichen und gebotenem markt-
wirtschaftlichen Handeln liegt, stellt sich die für eine 
Urteilsbildung zum Thema wohl bedeutendste Frage, 
nämlich die nach der praktischen Bewährung dieses 
Emissionsrechtehandels. Dazu sei eine Pressemeldung 
aus dem Sommer 2007 zitiert:

„Deutsche Energiekonzerne bekommen weniger kos-
tenlose Emissionsrechte.

BERLIN/BRÜSSEL/WIEN (Reuters/AFP/APA). Ab 2008 
werden deutsche Stromversorger ein Siebentel ihrer 
CO2-Emissionsrechte nicht mehr gratis von der Regie-
rung bekommen, sondern diese Lizenzen zum Ausstoß 
des Treibhausgases Kohlendioxid (CO2) ersteigern 
müssen. Das steht in einem Entwurf des deutschen 
Umweltministeriums, welcher der Nachrichtenagen-
tur Reuters vorliegt.“

Wie alle EU-Länder ist Deutschland zur Einhaltung 
des Kyoto-Protokolls zum Klimaschutz verpflichtet. 
Industrie und Energiekonzerne dürfen pro Jahr nur 
eine bestimmte Höchstmenge an CO² in die Luft bla-
sen. Im Falle Deutschlands sind das 453 Millionen 
Tonnen CO2. Österreich verteilte beispielsweise seine 
30,3 Millionen Zertifikate allesamt gratis. Umweltmi-
nister Sigmar Gabriel (SPD) verlangt nun, dass 40 Mil-
lionen Tonnen davon versteigert werden sollen, dies 
sind 8,8 Prozent der gesamten zulässigen Emissionen. 
Im Gegenzug sollen den Energieversorgern um 14 
Prozent weniger Zertifikate zugeteilt werden als ge-
plant. E.On, RWE oder Vattenfall müssen diese folg-
lich ersteigern oder auf dem seit 2005 bestehenden 
digitalen Handelsplatz für Emissionsrechte kaufen. 
Dort können jene Unternehmen ihre überschüssigen 
Zertifikate verkaufen, die weniger CO2 ausstoßen als 
erwartet.

Preisverfall an der CO2-Börse
Auf den ersten Blick erscheint es unlogisch, wieso 
Deutschland ein Auktionssystem neben ein bestehen-
des Handelssystem stellt. Schließlich ist wohl kein 
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Unternehmen bereit, bei einer Auktion den jeweils 
aktuellen Preis auf der Emissionsbörse zu überbie-
ten. Das Auktionssystem bietet Unternehmen aller-
dings die Möglichkeit, genauer zu planen und künf-
tig benötigte Emissionsrechte zu einem fixen Preis 
zu kaufen. Die Entwicklung des Zertifikatpreises ist 
nämlich kaum zu prognostizieren und stark von den 
politischen Rahmenbedingungen abhängig. Als zum 
Beispiel Ende April 2006 bekannt wurde, dass in fast 
allen EU-Ländern auf Druck von Industrie und Energie-
wirtschaft zu viele Zertifikate gratis zugeteilt worden 
sind, sackte ihr Preis an der Energy Exchange Austria 
binnen eines Handelstages von 28,30 auf 11,30 Euro. 
In diesem Sommer konnte man übrigens um 24 Cent 
das Recht erwerben, eine Tonne CO2 auszustoßen.

Das Problem des Preisverfalls sollte ab 2008 nicht 
mehr auftreten, weil in den meisten EU-Ländern we-
niger Zertifikate gratis zugeteilt werden als bisher. 

Und auch in den Ländern, wo die Zuteilungsmenge 
gleich bleibt, sorgt das Wirtschaftswachstum dafür, 
dass Emissionsrechte ein knapperes Gut werden. Vor 
zwei Jahren hat der Emissionszertifikatehandel in Eu-
ropa an der Leipziger Börse begonnen. Wir erwarten, 
dass mit diesem Instrument – unter Vermeidung des 
Aufbaues einer kostenaufwändigen Umweltbürokra-
tie – der Ausstoß an Treibhausgasen in dem für un-
sere Lebensbedingungen so wesentlichen Bereich der 
CO2-Emissionen entscheidend begrenzt werden kann. 
Marktmechanismen als Triebkraft zur Erreichung um-
weltpolitischer Ziele einzusetzen, kennzeichnet einen 
liberalen Standpunkt im besten Sinn des Wortes.

Wir stehen noch nicht am Ende dieses Prozesses, ein 
weiter Weg wird noch zu durchschreiten sein, und der 
größere Teil der Strecke liegt noch vor uns. Aber was 
wir beobachten können, das ist das Ende eines viel-
versprechenden Anfangs.
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Volkmar Lauber

Kyoto-Protokoll, 
Emissionshandel und Energiewende
In den 1980er Jahren wurde Erderwärmung durch den 
Einsatz fossiler Energien erstmals zu einem Thema der 
Politik. 1992 wurde beim Erdgipfel, der Umweltkon-
ferenz von Rio de Janeiro, das Rahmenübereinkom-
men der UNO über Klimaänderungen (United Nations 
Framework Convention on Climate Change – UNFCC) 
zur Zeichnung aufgelegt, das 1994 in Kraft getreten 
ist. Es enthielt allerdings keine verbindlichen Ziele für 
Emissionsbegrenzungen (das scheiterte schon damals 
am Widerstand der USA), sondern nur Grundsätze 
und Verfahren (Oberthür und Ott 2000). Immerhin 
gab es die Grundlage für die Aushandlung des Kyoto-
Protokolls im Jahr 1997 ab.

Das Kyoto-Protokoll sieht für die Industrieländer eine 
Reduktion der Emissionen vor – im Großen und Gan-
zen minus acht Prozent für die europäischen Länder, 
minus sieben Prozent für die USA und eine Stabilisie-
rung für die Russische Föderation und die Ukraine.

Während lange Zeit die Reduktion nationaler Emis-
sionen im Vordergrund stand, setzte sich in Kyo-
to eine andere Methode durch – die Erfüllung der 
Emissionsziele durch den internationalen Handel mit 
Emissionsrechten, der es den Industrieländern ermög-
lichen sollte, ihre Reduktionsziele gegebenenfalls im 
Ausland zu erreichen. Der Vorstoß zugunsten dieser 
Lösung kam von den USA unter Präsident Clinton und 
wurde von der US-Delegation als besonders effizient 
und effektiv gepriesen. Nach anfänglichem Zögern 
akzeptierte die EU diesen Ansatz, es kam zur Einigung 
(Damro und Mendez 2003). Die neue US-Regierung 
unter Präsident George W. Bush erklärte aber, dass 
sie das Kyoto-Protokoll nicht unterzeichnen würde. 
Erstens verstoße es gegen wichtige wirtschaftliche 
Interessen der USA, zweitens mangle es an Verpflich-
tungen von Drittweltländern, von denen manche bald 
mehr emittieren würden als die USA – so z.B. China. 
Dennoch setzte die EU in der Folge das Konzept des 
Emissionshandels in Richtlinien um und praktiziert 
diesen Handel seit 2005 (vorläufig noch nicht mit al-
len Instrumenten).

Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, ob das 
Instrument des Emissionshandels dem zugrunde lie-
genden Problem gerecht zu werden verspricht. 

Das zweifelhafte Vorbild
der Luftreinhaltung
(US Clean Air Act Amendments 1990)
Die US-Delegation begründete ihren Vorstoß zu-
gunsten des Emissionshandels mit den vorteilhaften 
Erfahrungen mit diesem Instrument bei der Luftrein-
haltepolitik der USA, vor allem bei der Reduzierung 
von Schwefeldioxidbelastungen. Ein diesbezügliches 
Gesetz wurde unter Präsident Bush Senior 1990 be-
schlossen. Es setzte sinkende Obergrenzen für Emis-
sionen („caps“) fest, Emittenten bekamen Emissi-
onsrechte aufgrund ihrer historischen Emissionen 
(„grandfathering“). Außerdem konnten sie Emissions-
rechte zukaufen bzw. verkaufen. Durch den Handel 
mit Rechten auf die Emission je einer Tonne Schwe-
feldioxid sei es gelungen, so die Befürworter dieses 
Instruments, eine flexible Lösung zu finden, die den 
Unternehmen keine detaillierten Vorgaben („com-
mand and control“) gemacht, die Emissionen deutlich 
reduziert habe und noch dazu kostengünstig gewe-
sen sei. Die meisten US-Autoren vertreten auch heute 
diese Position, viele davon in missionarischer Weise.

Die tatsächlichen Erfahrungen mit diesem Instrument 
zeichnen ein anderes Bild. Das Ziel des Gesetzes war 
die Reduktion des Schwefeldioxidausstoßes um knapp 
über 50 Prozent bis 2010, bezogen auf die Werte von 
1980. Dieses Ziel wurde bis 2005 schon größtenteils 
erreicht (Pring 2006). Im Vergleich mit den Reduktio-
nen, die die Mitgliedsstaaten der EU im gleichen Zeit-
raum erreichten, nimmt sich das Ziel allerdings recht 
dürftig aus. In der EU wurde im gleichen Zeitraum 
eine Reduktion von ca. 80 Prozent erreicht. Sogar 
Bulgarien – wie im übrigen auch Russland oder die 
Ukraine – hat eine stärkere Reduktion aufzuweisen 
als die USA, allerdings nicht Rumänien (EMEP 2006; 
Stern 2006). Ob die Lösung in den USA kostengüns-
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tiger war als in Europa, ist nicht so leicht zu klären, 
weil dann in der EU auch die Energieeinsparungen 
durch Effizienzverbesserungen aufgrund neuer An-
lagen berücksichtigt werden müssten. Zudem wurde 
von Kritikern darauf hingewiesen, dass in der Folge 
der Clean Air Act Amendments 1990 die Entwicklung 
neuer Technologien der Luftreinhaltung in den USA 
stagnierte, was weitere Fortschritte erschwerte.

Insgesamt beruhte das Gesetz von 1990 auf einem 
Entgegenkommen an die Industrie, die sich gegen 
strengere Umweltbestimmungen gesträubt hatte 
und die möglicherweise in der Lage gewesen wäre, 
strengere Bestimmungen zu verhindern (wie es unter  
Reagan üblich gewesen war). Der Emissionshandel 
war ein Modell, das von neokonservativen und neo-
liberalen Think Tanks verbreitet worden war (Beder 
1996), angeblich im Namen der Effizienz. In der 
Praxis wurden damit auch gleichzeitig neue Macht-
verhältnisse geschaffen, neue Einkommensquellen 
für Unternehmen erschlossen und Umweltziele still-
schweigend modifiziert.

Der Emissionshandel für Treibhausgase 
schafft manchen Branchen ein
„leistungsfreies Einkommen“
Auch im Emissionshandelssystem der EU wurden 
Emissionsrechte (für Treibhausgase, nicht für Schwe-
feldioxid) in den meisten Ländern kostenlos vergeben; 
das „grandfathering“ wurde also übernommen. Man 
hätte sie auch über Auktionen zuteilen können; das ist 
in beschränktem Ausmaß (bis zu fünf Prozent, später 
bis zu zehn Prozent) auch erlaubt, wird aber nur von 
wenigen Mitgliedsstaaten praktiziert. Man kann darin 
einen Erfolg des Strebens bestimmter Sektoren nach 
leistungsfreien Einkommensquellen sehen, wie das 
etwa der von neoliberalen Ökonomen im Allgemeinen 
hoch geschätzte George Stigler von einflussreichen 
Unternehmen erwartet. Sie „bestellen“ Regulierung 
bei der Regierung und nutzen sie zu ihrem eigenen 
Vorteil (Stigler 1971; angewandt auf Emissionshandel 
durch Johnston 2006 sowie Markussen und Svendssen  
2005). 

Der angebliche und zum Teil reale Sinn der kostenlo-
sen Vergabe von Emissionsrechten ist die Aufrecht-
erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der (nationalen) 
Industrie. Aber damit können auch wenig sinnvolle 
Geschäfte gemacht werden. Als die Emissionshan-

delsrichtlinie der EU in Ausarbeitung war, trat u.a. die 
deutsche Elektrizitätswirtschaft – die E-Wirtschaft ist 
der wichtigste Emittent überhaupt – vor dem Euro-
päischen Parlament für eine kostenlose Vergabe ein, 
um den Industriestandort Deutschland nicht zu ge-
fährden (Bundesregierung 2006). Als der Emissions-
handel dann eingeführt war, schlug sie dennoch den 
Handelswert der Emissionsrechte auf die Preise auf, 
als „Opportunitätskosten“, ohne irgendeine Gegen-
leistung in Form von Emissionsreduktionen zu erbrin-
gen. Das brachte ein Zusatzeinkommen von fast sechs 
Milliarden Euro im Jahr 2005 und ähnliche Beträge in 
späteren Jahren (Schlemmermeier und Schwintowski 
2006). Erst 2007 entschloss sich die deutsche Bundes-
regierung, ab 2008 eine Auktionierung der Zertifikate 
für die Elektrizitätswirtschaft einzuführen – aber nur 
für ca. neun Prozent der Zertifikate. Ähnlich verlief 
die Geschichte in den meisten Ländern der EU (Bun-
desregierung 2006). Gleichzeitig klagt die deutsche 
Elektrizitätswirtschaft seit Anfang der 1990er Jahre 
über die angeblich exzessiven Kosten der Förderung 
erneuerbarer Energien im Strombereich durch Ein-
speisetarife. Diese Förderung, die Deutschland zum 
weltweit führenden Produzenten von Windkraft-, 
Photovoltaik- u.a. Anlagen zur Erzeugung erneuerba-
rer Energie gemacht hat, kostete in den letzten Jah-
ren laut der – eher hoch angesetzten – Berechnung 
der Stromerzeuger an die zwei Milliarden Euro pro 
Jahr (und war im Übrigen pro Kilowattstunde deut-
lich niedriger als in Großbritannien, das erneuerbare 
Energien mit einem Quoten- und Zertifikatssystem 
fördert – davon später mehr).

Der Emissionshandel produziert volatile 
Preise und diese erzeugen wiederum 
Unsicherheit für die Entwicklung
anderer Energiequellen
Man könnte erwarten, dass die Preise für Emissions-
zertifikate die Kosten fossiler Energiequellen erhöhen 
und dadurch die Erschließung anderer Energiequel-
len fördern. Aus diesem Grund wird von manchen 
die ersatzlose Streichung der Sonderförderungen für 
erneuerbare Energien verlangt – oder die Einführung 
eines Modells, bei dem die Förderungen an die Zerti-
fikatspreise gebunden sind. 

Nun gibt es schon heute Fördermodelle für erneuerba-
re Energien, die auf Zertifikatsmodellen beruhen – so 
insbesondere in Großbritannien, Belgien und Schwe-
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den. In diesen Ländern wird eine verpflichtende Quote 
von Strom aus erneuerbaren Energien vorgeschrie-
ben, die alle Elektrizitätsverteiler einhalten müssen. 
Verteiler, die keinen Zugang zu eigenen erneuerba-
ren Quellen haben, müssen Zertifikate kaufen oder 
Strafe zahlen – ein vom Kyoto-Protokoll inspirierter 
Mechanismus. Diese Zertifikate können an der Börse 
gehandelt werden. Im ökonomischen Verständnis der 
Befürworter ist dieses System hocheffizient und führt 
zu raschen Preissenkungen bei erneuerbaren Energie-
trägern.

Allerdings hat die Erfahrung gezeigt, dass Projekte 
im Bereich erneuerbare Energie in EU-Ländern mit 
Zertifikatssystemen teurer kommen als anderswo. Der 
wesentliche Grund dafür liegt im größeren Unterneh-
merrisiko, der sich aus der Unsicherheit der Zertifi-
katspreise ergibt (Lauber und Toke 2005; Europäische 
Kommission 2005; Mitchell, Bauknecht und Connor 
2006). Für dieses Risiko verlangen die Unternehmer 
bzw. die Banken eine höhere Profitquote. Nun ist die 
Unsicherheit – die Volatilität – im Emissionshandel 
um ein Vielfaches größer als bei Zertifikaten für er-
neuerbare Energieträger. CO2-Zertifikate mit Ablauf-
datum Ende 2007 variierten in ihrer Laufzeit (seit 
2005) zwischen 32 und 0,21 Euro, also im Verhältnis 
1:150 (Point Carbon 2007). Kein Unternehmer – ins-
besondere im besonders kapitalintensiven Bereich 
erneuerbare Energien – kann seine Investitionsent-
scheidungen auf der Basis solcher Preise tätigen. 

Kyoto-Protokoll und Energiewende
Das voraussichtliche Eintreten des Höhepunkts der 
Förderung fossiler Energien (Erdöl, Gas, Kohle) sowie 
von Uran in den nächsten ein bis drei Jahrzehnten 
bedeutet, dass die Industriegesellschaften dringend 
neue Energiequellen entwickeln müssen. Derartige In-
frastrukturinvestitionen bedeuten eine beträchtliche 
Anstrengung über mehrere Jahrzehnte und erfordern 
geeignete rechtliche und wirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen. Es ist unwahrscheinlich, dass das Kyoto-
Protokoll zu derartigen Bedingungen viel beitragen 
kann. Seine Aufgabe besteht darin, die Einbeziehung 
der Klimaschutzkosten für große Energieverbraucher 
möglichst gering zu halten und gleichzeitig die Inter-
essen der fossilen Energieindustrie zu wahren. 

Es ist höchst unwahrscheinlich, dass mit dieser Me-
thode ein Ersatz der fossilen Energien rechtzeitig ein-

geleitet werden kann. Die Entwicklung neuer Energie-
quellen benötigt Stabilität und ein gewisses Maß an 
Förderung (Wijen und Zoeteman 2005; Lund 2006). 
Derartige Bedingungen kamen und kommen den eta-
blierten Energiequellen heute in hohem Maß zugute – 
 mit Subventionen von etwa 500 Mrd. Euro pro Jahr 
weltweit (Bradford 2006). Im Gegensatz dazu schaf-
fen Zertifikatsmärkte mit ihrer hohen Volatilität ein 
zusätzliches, künstliches Risiko für Unternehmer. Da 
nach bisheriger Erfahrung nur große Unternehmen 
dieses Risiko auf sich nehmen können, stellen sie 
eine Form von Kontrolle über den Markteintritt neuer 
Anbieter dar (Toke und Lauber 2007). Stigler (1971) 
meinte, das sei eine der ergiebigsten Formen von Re-
gulierung überhaupt. Es ist eine Ironie der Geschichte, 
dass ausgerechnet neoliberale Vorzeigemaßnahmen 
wie künstliche Zertifikatsmärkte im Energiebereich 
den Grundsätzen marktwirtschaftlichen Wettbe-
werbs – offener Marktzugang, keine leistungsfreien 
Einkommen – so sehr zuwiderlaufen.

Fazit
Der Emissionshandel soll den Klimaschutz billiger 
machen, als das von anderen Methoden wie etwa 
einer Energiesteuer erwartet wurde. Sowohl die 
US-Regierung unter Clinton (1993) als auch die EU-
Kommission (1992, 1995, 1997) versuchten zuerst die 
Einführung einer ökologischen Steuerreform („BTU 
tax“) bzw. einer Energie-/CO2-Steuer. In beiden Fäl-
len war sie damals politisch nicht durchsetzbar. Auch 
das hat zur Annahme des Emissionshandels durch die 
EU beigetragen. Das große Problem der Gegenwart 
ist die notwendige Umwandlung und Ablöse des der-
zeitigen Energiesystems. Diese Ablöse muss – Emis-
sionshandel und auch Kohlendioxidabscheidung hin 
oder her – schon jetzt angegangen werden, weil die 
Abbaumenge von fossilen Energieträgern und Uran 
spätestens in einigen Jahrzehnten, wahrscheinlich 
aber schon früher, nicht mehr gesteigert werden kann 
und dann regelmäßig fallen wird. Die Exergie, die 
nutzbare Energie dieser Quellen, ist schon seit län-
gerer Zeit im Fallen. Ein möglichst billiges System des 
Klimaschutzes durch Emissionshandel wird zu einer 
solchen Energiewende wenig beitragen. Das ist auch 
nicht sein Zweck, im Gegenteil: Es soll eine solche 
Wende auch noch verlangsamen – im Glauben daran, 
dass fossile Energieträger in wachsendem Ausmaß 
zur Verfügung stehen würden. Dieser Glaube war vor 
10 Jahren deutlich weiter verbreitet als heute.
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Neben der gezielten Förderung erneuerbarer Energie-
quellen werden vor allem die hohen Marktpreise für 
fossile Energieträger – die zur Zeit der Aushandlung 
des Kyoto-Protokolls noch undenkbar schienen – ei-
ner solchen Energiewende den Weg bereiten.

Bei Fortsetzung der technologischen Lernkurven wird 
selbst Photovoltaik im nächsten Jahrzehnt große 
Märkte erobern und die Ablöse des fossilen Energie-
systems beschleunigen (Conkling und Rogol 2007).
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Stefan Pickl

Der internationale
Emissionszertifikatehandel im
Spannungsfeld von ökonomischen
und ökologischen Zielsetzungen 

Folgt man den aktuellen Aussagen des Weltklimara-
tes IPCC, so sieht man sich mit der Situation konfron-
tiert, dass bis zum Jahre 2100 die Temperaturen auf 
der Erde mehr und mehr ansteigen werden. Zudem 
wird in seinen Studien behauptet, dass dieser An-
stieg doppelt so schnell erfolgen wird wie der bishe-
rige beobachtete Anstieg im 20. Jahrhundert. Seine 
Analysen gehen davon aus, dass der Gehalt an Treib-
hausgasen in der Atmosphäre, der sich seit dem Jahre 
1550 nachweislich merklich erhöht hat und für diese 
Temperaturerhöhung verantwortlich gemacht wird, 
durch menschliches Verhalten bedingt ist. 

An dieser Stelle setzen nun die nationalen und in-
ternationalen Bemühungen an, indem erneut durch 
menschliches Verhalten die CO2-Konzentrationen 
reduziert werden sollen. Zentrale Fragestellung ist, 
wie dies auf eine effiziente Art und Weise möglich 
ist. Der vorliegende Beitrag geht auf verschiedene As-
pekte eines internationalen Emissionszertifikatehan-
dels ein und erörtert die Umsetzungspotenziale im 
Spannungsfeld von ökonomischen und ökologischen 
Zielsetzungen.

Einleitung
Es wurde bereits angedeutet, in welch bedeutendem 
Ausmaß mit einem weiteren Temperaturanstieg in 
den nächsten Jahrzehnten zu rechnen ist. Schon jetzt 
weisen leichte Verschiebungen der Jahreszeiten, Ver-
änderungen von bestimmten Vegetations- und Klima-
zonen, aber auch der Rückgang von Gletschern in den 
Alpen auf diese Entwicklung hin. Prognosen besitzen 
zwar derzeit eine Spanne von 1,1 bis zu 6,4 Grad Cel-
sius; doch ist schon ein Anstieg von zwei Grad Celsius 
mit gravierenden Einflüssen in den erwähnten Berei-
chen verbunden. Es sei an dieser Stelle bemerkt, dass 

sich im vergangenen Jahr die Erde um 0,5 bis 0,8 Grad 
Celsius erwärmte. 

Es ist daher Ziel weltweiter Bemühungen, die Emis-
sionen und insbesondere die CO2-Emissionen zu re-
duzieren bzw. auf alle Fälle nicht weiter ansteigen zu 
lassen. Auf der einen Seite wird derzeit noch darum 
gerungen, inwiefern wirklich ein gemeinsames welt-
weites Vorgehen realisiert werden kann. Die aktuel-
len Äußerungen der USA beim letzten G8-Gipfel in 
Deutschland stimmen sogar etwas hoffnungsvoll, dass 
zumindest kein weiterer Blockadekurs zu erwarten 
ist. Da die USA einer der weltgrößten Emittenten sind 
(laut Wirtschaftsblatt 2007 wird China im Verlauf des 
Jahres 2007 die USA von dieser Spitzenposition sogar 
ablösen), wäre dies besonders zu begrüßen. Auf der 
anderen Seite existieren in den USA bereits seit meh-
reren Jahren kleine Handelszonen (z.B. für SO2), die 
als Vorbild dienen könnten. Inwiefern mithilfe eines 
Handels von Emissionen eine Reduktion erzielt wer-
den kann, soll im Rahmen dieses Beitrages aufgezeigt 
werden. Zunächst wird daher das Grundprinzip des 
Emissionszertifikatehandels vorgestellt.

Der internationale
Emissionszertifikatehandel
Den Handel mit den sogenannten europäischen 
Emissionszertifikaten (EU ETS) gibt es seit 2005. Die 
dahinterliegende Grundidee, über spezielle Marktme-
chanismen Reduktionen eines bestimmten Gutes zu 
initiieren, geht auf den kanadischen Ökonomen John 
Dales zurück. In seinem Buch „Pollution, Property and 
Price“ von 1968 zeigt er auf, wie es möglich ist, über 
ein gewisses Anreizsystem („Profitmaximierung“) und 
nicht über einen Zwangsmechanismus die Akteure zur 
Reduktion von bestimmten Emissionen zu bringen. 
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Insgesamt deckt der durch das Kyoto-Protokoll initi-
ierte aktuelle Emissionshandel derzeit ca. 40 Prozent 
der gesamten Emissionen in Europa ab. Am Handel 
sind nicht nur Energieversorgungsunternehmen be-
teiligt. Vielmehr partizipieren daran auch Banken, 
Finanzinvestoren, und es ist sogar möglich, dass Pri-
vatpersonen Zertifikate erwerben und auch damit 
Handel betreiben können. Ab dem Jahre 2008 beginnt 
die sogenannte zweite Handelsperiode. 

Ziel des Emissionshandels ist die Erreichung von 
bestimmten – vorher festgelegten – Umweltzielen. 
Unter ökonomischer Perspektive wird dieses Ziel mit 
minimalen Kosten erreicht: Es ist theoretisch nicht 
möglich, dass aus der Sicht der Betroffenen die Kos-
ten weiter reduziert werden können. Man spricht in 
diesem Kontext auch von einer sogenannten stati-
schen Effizienz. 

In Ergänzung hierzu kommt im Rahmen des Emis-
sionszertifikatehandels zusätzlich eine dynamische 
Komponente ins Spiel. Über den Preisbildungsprozess 
wird nämlich indirekt ein (zusätzlicher dynamischer) 
Innovationsimpuls an die Akteure gegeben. Entwick-
lungsprogramme z.B. im Bereich der regenerativen 
Energien als auch neue Forschungsperspektiven wer-
den dadurch initiiert, da es ja das Ziel der beteiligten 
Akteure ist, Kosten zu reduzieren.

Im Gegensatz hierzu sind im Rahmen von rein ordnungs-
rechtlichen Regelungen geringere Innovationsziele/ 
-anreize zu erwarten. So wird z.B. ein umweltscho-
nendes Produzieren oder die Einführung eines neu-
en nachhaltigen Produktes im Rahmen eines solchen 
Prozesses nicht belohnt. Im Kontext eines funktionie-
renden Emissionsrechtehandels wird daher nicht nur 
ein zuvor festgelegtes umweltpolitisches Ziel reali-
siert, sondern auch begleitend unter staatlicher Kon-
trolle umgesetzt. Je nachdem, wie hoch dieses Ziel 
festgesetzt wird, hängt anschließend auch der Grad 
der Verbesserung der Umweltqualität von dieser Fi-
xierung ab. 

Es soll jedoch an dieser Stelle bereits festgehalten 
werden, dass durch den Emissionshandel keine Emis-
sionen direkt vermieden werden. Wesentlich ist die 

Festsetzung des institutionellen Rahmens. Da es je-
doch den einzelnen Akteuren (Staaten) überlassen 
bleibt, wie sie diese Vorgaben realisieren, handelt es 
sich beim Emissionszertifikatehandel um ein wirt-
schaftsliberales Element. Seine Funktionsweise wird 
im folgenden Abschnitt erläutert, der der umfas-
senden Darstellung „Flexible Instrumente im Klima-
schutz. Emissionsrechtehandel, Clean Development 
Mechanism, Joint Implementation. Eine Anleitung 
für Unternehmen“ des Fraunhofer-Instituts für Sys-
temtechnik und Innovationsforschung entnommen 
wurde.

Die Funktionsweise des
Emissionszertifikatehandels
Die Idee, die hinter dem Emissionshandel steht, ist 
relativ einfach mithilfe des folgenden Beispiels zu 
beschreiben: 

Eine übergeordnete Instanz wie etwa ein Staat setzt 
zunächst eine bestimmte Menge an Emissionen fest, 
die innerhalb eines bestimmten zeitlichen Rahmens 
emittiert werden darf. Es gibt verschiedene Verfahren, 
wie diese Mengen den einzelnen Emittenten zur Ver-
fügung gestellt werden. Dies kann kostenlos erfolgen, 
in einem kombinierten Verfahren etwa mit ergän-
zenden Auktionen oder aber auch im Rahmen eines 
Grandfathering-Verfahrens. Jede emittierte Einheit  
(t CO2 -Äquivalente) muss nun durch eine Emissions-
berechtigung gewährleistet sein.1 Sollte eine solche 
Emission nicht gedeckt sein, kommen auf das Unter-
nehmen Sanktionszahlungen zu. Der Marktmechanis-
mus entsteht nun dadurch, dass einzelne Akteure nicht 
alle zur Verfügung stehenden Zertifikate benötigen, 
andere wiederum darauf angewiesen sind, zusätzliche 
Rechte zu kaufen. Eine entscheidende Rolle kommt 
dabei den jeweiligen Vermeidungskosten zu: Emitten-
ten, die hohe Vermeidungskosten aufweisen, werden in 
diesem Prozess zusätzliche Emissionsberechtigungen 
erstehen. Akteure mit niedrigen Vermeidungskosten 
werden währenddessen versuchen, ihre vorhandenen 
Berechtigungen zu verkaufen. Zusammenfassend kann 
man den Kerngedanken des Emissionszertifikatehan-
dels daher wie folgt formulieren:

1	 Der TÜV Süddeutschland bietet mit „VER“ (Verified Emission Reductions) einen internationalen Standard an, der durch einen 
	 Akkreditierungsprozess auf die speziellen Anforderungen des Kyoto-Protokolls hinsichtlich Validierung, Registrierung, Verifikation und 
	 Zertifizierung abgestimmt ist.
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Im Rahmen eines perfekten Marktmechanismus be-
wirkt der Emissionszertifikatehandel, dass die erforder-
lichen Emissionsminderungen dort realisiert werden, 
wo sie mit den geringsten Kosten verbunden sind.

Beispiel (nach Betz et. al. 2005): 

Erläuterung des Beispiels: „Bei zwei Unternehmen A 
und B fallen bei der Produktion mit ihren vorhande-
nen Anlagen Emissionen von jeweils 11  000 t CO2 pro 
Jahr an, zusammen also 22  000 t CO2. Das staatlich 
vorgegebene Emissionsziel beträgt jedoch insgesamt 
nur 20  000 t CO2, wobei jedes der beiden Unterneh-
men Emissionsberechtigungen für 10  000 t CO2-Emis-
sionen gratis zugeteilt bekommt. Folglich besteht 
ein Minderungsbedarf für beide Unternehmen von 
zusammen 2000 t CO2. Die Unternehmen verfügen 
über Maßnahmen zur Emissionsminderung, die un-
terschiedliche Kosten verursachen. A kostet jede 
vermiedene t CO2 5 Euro und B 9 Euro. Handeln die 
Unternehmen ihre Emissionsberechtigungen nicht, 
entspricht dies einem vorgegebenen Emissionsgrenz-
wert von 10  000 t CO2 je Unternehmen. In diesem Fall 
werden beide Unternehmen ihre Emissionen jeweils 
um 1000 t auf die geforderten 10  000 t verringern. 
Für A fallen Kosten in Höhe von 1000-mal 5 Euro, d.h. 
5000 Euro an und für B 1000-mal 9 Euro, was 9000 
Euro entspricht. Somit kostet die gesamte Emissions-
minderung 14 000 Euro. Das Emissionsziel von 20  000 
t CO2 lässt sich allerdings kostengünstiger erreichen, 
wenn nur A seine Emissionen mindert. D.h. B emittiert 

weiterhin 11 000 t CO2 und A verringert seine Emis-
sionsmenge auf 9000 t CO2. Dies würde 2000-mal 5 
Euro, d.h. insgesamt 10 000 Euro kosten. Der Anreiz 
für A besteht im Verkauf seiner überschüssigen 1000 
t Emissionsberechtigungen für mehr als 5 Euro je t. 
Da B genau diese Menge an Rechten fehlt und sei-
ne Minderung 9 Euro je Tonne kostet, wird B bereit 
sein, diese Emissionsberechtigungen für einen Preis 
zu kaufen, der unter 9 Euro/t liegt. Wenn sich beide 
beispielsweise auf 7 Euro einigen, fallen bei B Kos-
ten von 7000 Euro (für den Kauf) an und bei A von 
3000 Euro (10 000 Euro Minderungskosten abzüglich 
7000 Euro Verkaufserlös). Folglich sind nicht nur die 
Gesamtkosten kleiner als im zuvor betrachteten Fall, 
sondern auch die Kosten für jedes der beiden Unter-
nehmen.“ (Betz et. al. 2005)

Das beschriebene Verfahren macht deutlich, dass dies 
nicht die einzig mögliche Aufteilung ist. Komplizierter 
wird die Angelegenheit, falls mehrere Akteure betei-
ligt sind und mehrere Projekte über einen längeren 
Zeitraum laufen. Es wird offensichtlich, dass derartige 
Konstellationen nach einer spieltheoretischen Unter-
suchung verlangen. Einer der ersten spieltheoreti-
schen Ansätze zur Modellierung von verschiedenen 
Allokationsprinzipien innerhalb von CO2-Redukti-
onsprogrammen findet sich bereits Ende der neun-
ziger Jahre in Pickl (1999). Dort wird nicht nur das 
sogenannte Kyoto-Game definiert, sondern auch das 
Umweltdilemma beschrieben. Es handelt sich hierbei 
um ein verallgemeinertes Gefangendilemma. In Pickl 
(1999) wird ferner ein dynamisches Modell einge-
führt, dass das Verhalten von Investitionen einerseits 
und die Emissionsreduktion andererseits in einem 
gemeinsamen mathematischen Modell simuliert. Im 
folgenden Abschnitt sollen die Grundzüge des Mo-
dells kurz dargestellt werden. Ziel ist es, deutlich zu 
machen, welche Rolle dem Aspekt der Effizienz im 
Rahmen des Modells und natürlich auch in einem 
internationalen Emissionszertifikatemarkt zukommt. 
Dies ist die Grundintention dieses Artikels. Es wird 
dabei deutlich werden, dass es gilt, zwei verschiedene 
Begriffe von Effizienz zu unterscheiden.2 Diese beiden 
Aspekte können mithilfe des TEM-Modells dargelegt 
werden.

2	 Diese Grundunterscheidung ist bereits in der Formulierung des TEM-Modells angelegt. In Weimann (2007) wird dieser Aspekt sehr 
	 prägnant erläutert und der prinzipielle Unterschied dabei betont.
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Das TEM-Modell

Das sogenannte Technologie Emissionen Mittel (TEM)-Modell wird durch die beiden folgenden Gleichungen 
präsentiert:
			   (1)
		

			   (2)

Hierbei beschreibt die erste (dynamische) Gleichung 
das zeitliche Verhalten der reduzierten Emissionen. 
Der Parameter t gibt hierbei die Zeit an; der Index i 
steht für die einzelnen Akteure. Wesentlich ist, dass 
durch die sogenannte em-Matrix eine Kopplung zwi-
schen den finanziellen Investitionen und den (daraus) 
erzielten Reduktionen beschrieben werden kann. Das 
zeitliche Verhalten der getätigten Investitionen wird 
durch die zweite Gleichung beschrieben. Es soll hier 
nicht in die Tiefe der mathematischen Modellierung 
hineingegangen werden. Der interessierte Leser sei 
auf Pickl (1999) verwiesen. 

Wesentlich ist, dass die finanziellen Investitionen 
einem logistischen Wachstumsprozessverhalten 
unterliegen. Ferner wird für die (finanziellen) Mit-
tel gefordert, dass eine obere Budgetgrenze nicht 
überschritten wird. Da man zusätzlich fordert,

dass

für

und		   , hat man garantiert,

dass		  ansteigt,

falls  

(d.h. man ist von dem vereinbarten Kyotoziel ent-
fernt) und fällt, falls das Kyotoziel erreicht wurde. 
Im Zentrum des TEM-Modells steht die sogenannte 
Effizienzmatrix. Sie bestimmt sozusagen das System-
verhalten. Effizient meint hierbei, wie Reduktionen 
durch Finanzinvestitionen optimal erreicht werden 
können. Ferner wird in Pickl (2001) untersucht, wie 
unter minimalem Kosteneinsatz ein bestimmtes Kyo-
toziel erreicht werden kann. Daher spricht das TEM-
Modell zwei grundlegende Fragestellungen an, die im 
Zentrum dieses Artikels stehen:

1.	 Wie optimal können Investitionen
	 eingesetzt werden? 

2.	 Wie kann die Effizienz innerhalb bestehender 
	 Energiesysteme optimiert werden?

Beide Bereiche gilt es voneinander zu unterscheiden, 
auch wenn sie häufig zusammen diskutiert werden. 
Im folgenden Abschnitt soll eine inhaltliche Darstel-
lung des grundlegenden Unterschieds präsentiert 
werden.

Energieeffizienz versus Kosteneffizienz
Im letzten Abschnitt wurde bereits deutlich, dass 
Energieeffizienz einerseits und Kosteneffizienz ande-
rerseits voneinander zu unterscheiden sind. Bestimm-
te Ansätze fokussieren z.B. nur auf die Veränderung 
(Erhöhung) der sogenannten Energieeffizienz. Das 
kann jedoch zu kontraproduktiven Entwicklungen 
führen, wie Weimann (2007) eindrucksvoll belegt. So 
können (z.B. durch Energiesparen) Emissionen lokal 
in einem Land verhindert werden, im Rahmen eines 
globalen Emissionshandelssystems wird jedoch dieses 
überschüssige Potenzial veräußert. Dadurch kommt 
es keinesfalls zu einer globalen Reduktion von Emis-
sionen. 

Sinnvoller wäre es daher nach Weimann (2007), die 
sogenannte Kosteneffizienz zu betrachten und beide 
Aspekte im Rahmen eines ganzheitlichen Konzeptes 
zu thematisieren. Dies wurde bereits in Pickl (2002) 
im Rahmen der mathematischen Modellentwicklung 
aufgegriffen.

Durch staatliche Eingriffe wird z.B. auf den Benzin-
verbrauch von Verbrennungsmotoren oder aber auch 
auf Wärmedämmungsprogramme gezielt Einfluss 
genommen. Im Gegensatz dazu bedeutet Kostenef-
fizienz, dass pro eingesetztem Euro die eingesparte 
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Menge an CO2 direkt maximiert werden soll. Kos-
teneffizienz im Klimaschutz setzt voraus, dass die 
Investitionen dort getätigt werden, wo die Kosten 
für die Vermeidung der nächsten Tonne CO2, die so-
genannten Grenzvermeidungskosten am niedrigsten 
sind – dieser Aspekt wird im TEM-Modell durch die 
em-Matrix repräsentiert, die diese einzelnen Inves-
titionsmöglichkeiten mit unterschiedlichen Effekten 
beschreibt. In der Tat sind die Grenzvermeidungskos-
ten sehr unterschiedlich, und die Situation verlangt 
nach der Entwicklung von verschiedenen Szenarien. 
Innerhalb dieser Szenarien wird derzeit angenommen, 
dass die Grenzvermeidungskosten im europäischen 
Energiesektor zurzeit auf etwa 10 Euro pro Tonne ge-
schätzt werden. Im Unterschied dazu liegen sie z.B. 
im Verkehrssektor um den Faktor 10 höher. Es wird 
dabei deutlich, dass durch den durch das Kyoto-Pro-
tokoll initiierten Mechanismus CO2 plötzlich zu einem 
wirtschaftlichen Gut wird. Dieser Marktmechanismus 
weist die folgenden Eigenschaften auf:

Der Prozess basiert auf empirischen Daten (sie-
he den voranstehenden Abschnitt über das TEM-
Modell).

Dieser Prozess weist eine gewisse Transparenz 
auf.

Theoretisch können keine weiteren Reduktionen 
erzielt werden – es handelt sich um eine kosten-
effiziente Klimapolitik.

Die EU kann und sollte CO2-Mengen, die in Euro-
pa noch emittiert werden, direkt festlegen; nur im 
Umfang dieser Mengen werden Emissionsrechte 
vergeben – somit werden keine Emissionen wirk-
lich vermieden.

Wie die Vermeidung realisiert wird, die notwendig 
ist, um die fixierten Gesamtmengen zu erreichen, 
wird dem Markt überlassen.

Dadurch wird ein wirtschaftsliberales Element realisiert!

Der Emissionszertifikatehandel im
Vergleich zu ordnungsrechtlichen
Regelungen
Im Rahmen dieses Beitrages sollte deutlich gemacht 
werden, dass der praktizierte Emissionshandel ein 

effektives Mittel ist, die im Kyoto-Protokoll anvisier-
ten Umweltziele zu erreichen. Theoretisch werden 
die dort vereinbarten Umweltziele optimal erreicht, 
und die Kosten können aus der Sicht der Betroffenen 
nicht weiter reduziert werden. Der damit verbunde-
ne Marktmechanismus führt zu volkswirtschaftlich  
geringeren Kosten; er ist z.B. ordnungsrechtlichen  
Regelungsmaßnahmen daher vorzuziehen. 

Ordnungsrechtliche Regelungen beziehen sich in der 
Regel entweder auf Grenzwerte oder auf bestimmte 
Technologien. Im Vergleich zum Emissionsrechtehan-
del ist das Erreichen der Umweltziele allerdings nicht 
gesichert. Während beim Emissionsrechtehandel die 
endgültige Emissionsmenge durch die Ausgabemenge 
an Emissionsberechtigungen festgelegt wird, hängt in-
nerhalb von ordnungsrechtlichen Verfahren die Menge 
an Emissionen von der Reaktion („Emissionen reduzie-
ren“ oder „Steuerbeitrag zahlen“) der betroffenen Ak-
teure ab. Die Unternehmen orientieren ihre Entschei-
dung daran, wie stark die zu erwartenden Kosten unter 
dem vorhandenen Steuersatz liegen. Erst danach ist es 
vorteilhaft, Emissionssteuern zu entrichten. An dieser 
Stelle kommt die Anfälligkeit dieses Ansatzes zum Tra-
gen. Es kann durchaus sein, dass das Umweltziel nicht 
erreicht wird, wenn z.B. der Steuersatz zu niedrig ge-
wählt wird. Wenn umgekehrt der Steuersatz zu hoch 
angesetzt wird, werden zu teure Minderungsmaßnah-
men durchgeführt. In der Praxis kann oft nur durch 
sogenannte „Trial-and-Error-Verfahren“ der optimale 
Steuersatz bestimmt werden. Es ist nachvollziehbar, 
dass dieser Prozess äußerst zeitaufwändig ist und auch 
die Akzeptanz eines solchen Verfahrens gefährdet. 
Dieser Aspekt zeigt umso mehr die Notwendigkeit von 
Simulationsberechnungen und analytischen Untersu-
chungen auf. In Pickl (1999) wird ebenfalls die Mög-
lichkeit eines steuernden Eingriffes aufgezeigt.

Im Unterschied zu ordnungsrechtlichen Verfahren weist 
der Emissionshandel die Besonderheit auf, dass bei ihm 
nur für die Emissionen Zahlungen zu leisten sind, die 
über einer bestimmten Budgetgrenze liegen. Die durch 
ein ordnungsrechtliches Verfahren definierte Emis-
sionssteuer wirkt dagegen, wenn man von einzelnen 
Freibeträgen einmal absieht, auf die gesamte Menge 
an Emissionen. Daher sind die finanziellen Belastungen 
der verpflichteten Unternehmen bei einer Steuer in der 
Regel sehr viel höher als beim Emissionsrechtehandel, 
bei dem in der Anfangsphase häufig sogar kostenlose 
Zuteilungen erfolgen.

•

•

•

•

•
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Der Emissionsrechtehandel weist jedoch auch Nach-
teile auf. Insbesondere die erste (aktuelle) Hand-
lungsperiode zeichnete sich dadurch aus, dass eine 
große Überallokation bei der Vergabe der einzelnen 
Emissionsberechtigungen anfangs stattgefunden hat. 
Man geht davon aus, dass insgesamt etwa drei bis 
fünf Prozent zu viel an Emissionen verteilt wurden. 
Nachdem die Daten für das Jahr 2005 veröffentlicht 
wurden, fand daraufhin ein deutlicher Preisverfall 
von 30 Euro auf 0,1 Euro statt, der in diesem Miss-
verhältnis begründet liegt. Hierauf hat die EU-Kom-
mission entsprechend reagiert, und es wird für das 
zweite Verfahren das geplante Allokationsverfahren 
modifiziert. Laut Pointcarbon wurden bereits 2006 
alleine 817,9 Milliarden Emissionsrechte gehandelt; 
für das Jahr 2007 wird ein Anstieg von 1,2 Milliarden 
erwartet. Dieses Konzept wird daher für alle Staaten 
in Europa an Bedeutung gewinnen. Im Folgenden soll 
noch die spezielle Situation in Österreich angespro-
chen werden.

Die spezielle Situation in Österreich
Es kann an dieser Stelle nicht auf die globale wirt-
schaftliche Situation Österreichs im Rahmen des 
Kyoto-Protokolls eingegangen werden, dies wäre 
nicht umfassend möglich. Österreich ist jedoch von 
der Klimaproblematik in besonderer Weise betroffen. 
Zum einen gibt es in Österreich eine starke wirt-
schaftliche Abhängigkeit vom Tourismus, insbeson-
dere vom Skitourismus. Zum anderen ist Österreich 
durch den internationalen Ausbau der Kernenergie (in 
den Nachbarländern) direkt mit einer stark außen-
politischen Dimension im Rahmen der CO2-Thematik 
konfrontiert. Diesen Aspekt soll man – bei all den 
Bemühungen um eine Reduzierung von CO2 – nicht 
vernachlässigen.

In diesem Abschnitt soll abschließend kurz auf das 
von Österreich am 11. Juli 2007 verabschiedete Kli-
maschutzpaket eingegangen werden. Im Rahmen des 
sogenannten „Contracting-Verfahrens“ wird im We-
sentlichen Ökostrom favorisiert und darauf abgezielt, 
durch die Ausweitung des „Contracting“ die Ener-
gieeffizienz zu erhöhen. Es wurde bereits aufgezeigt, 
dass es dabei hinsichtlich verschiedener Aspekte zu 
differenzieren gilt.

Neben diesen Komponenten repräsentiert das Ener-

giesparen eine dritte Säule, dieses wird als notwendi-
ges Element für eine „sichere und nachhaltige Ener-
giezukunft“ angesehen (Portal zum Emissionshandel 
2007). Ziel des Contracting-Programmes ist eine 
20prozentige Energieeinsparung bis zum Jahre 2010 
und die Verdopplung der jährlichen CO2-Einsparung 
auf 40 000 Tonnen. Gleichzeitig wird damit eine Ver-
dopplung der Kostenersparnis für den Bund in Höhe 
von rund 6,8 Mio. Euro verbunden. Dass dies nicht 
immer zu den gewünschten direkten Konsequenzen 
führt bzw. führen kann, wurde bereits erörtert. Zu-
dem wird häufig außer Acht gelassen, dass durch 
Energiesparen und volkswirtschaftliche Verhaltens-
änderungen auch Opportunitätskosten auftreten, die 
zu thematisieren sind. Die Äußerung, dass durch die 
Contracting-Offensive direkt durch Energiesparen 
„jährlich 3,4 Millionen Euro Kostenersparnis für den 
Bund – und damit für den Steuerzahler verbunden 
sind“ (Portal zum Emissionshandel 2007), vernachläs-
sigt dabei den Sachverhalt, dass die Vermeidungskos-
ten nicht berücksichtigt werden.

Nichtsdestotrotz sind solche Initiativen zu begrüßen, 
und sie unterstreichen auch die Intention, die ins-
gesamt durch das Kyoto-Protokoll angestrebt wird. 
Kritiker werfen solchen Initiativen vor, dass damit 
Europa in eine Vorreiterrolle gedrängt wird, die es 
ohnehin schon besitzt. Obwohl der Emissionshandel 
eine liberale Komponente aufweist, darf nicht überse-
hen werden, dass die umweltpolitischen Zielsetzun-
gen der Kontrolle und Durchsetzung der staatlichen 
Autorität unterliegen. Diesen Aspekt gilt es stets zu 
berücksichtigen, wenn man dieses Prinzip internati-
onal entwickelt und unter dem Gesichtspunkt einer 
Energie-Effizienzverbesserung thematisiert. 

Resümee: Emissionszertifikatehandel als 
liberales Element?
Die weltweiten Emissionen müssen reduziert werden. 
Hierbei übernehmen die das Kyoto-Protokoll unter-
zeichnenden Staaten eine Vorreiterrolle. Klimaschutz 
und Energieerzeugung können nicht unabhängig 
voneinander gesehen werden. Der große Vorteil des 
Emissionszertifikatehandels liegt darin, dass er im 
Vergleich zu den ordnungsrechtlichen Regelungen 
höhere Innovationsanreize bietet, da Unternehmun-
gen, die weniger umweltbelastend produzieren als 
durch die Regulierung vorgesehen, belohnt werden.
Schon jetzt partizipieren mehr und mehr Staaten an 
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der Umsetzung des Kyoto-Protokolls. Es ist davon 
auszugehen, dass schon kurz nach der Präsidenten-
wahl in den USA 2008 die Wahrscheinlichkeit groß 
sein wird, dass sich die USA und die EU in diesem Be-
reich koordinieren bzw. aufeinander zubewegen wer-
den. Geht man davon aus, dass ein Emissionshandel 
der beste Weg ist, die globale Problematik zu lösen, so 
sollte deutlich geworden sein, dass sein Funktionieren 

im Wesentlichen von der wirtschaftsliberalen Ausprä-
gung (mit einer europäischen Komponente) abhängig 
ist. Hiervon wird abhängen, ob China und die USA 
sich bereit erklären werden, daran zu partizipieren, 
oder ein eigenes Handelssystem aufbauen. Ziel soll-
te nicht nur sein, dass die Vermeidung dort erfolgt, 
wo die geringsten Kosten verursacht werden, sondern 
auch, dass es zu den Vermeidungen und vor allem zu 
keinem weiteren Anstieg kommt.
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Dieter Drexel

Ökologie und Ökonomie im
Spannungsfeld des Kyoto-Protokolls
Der Klimaschutz ist auch und gerade für die öster-
reichische Industrie zu einem zentralen Thema der 
Energie und Umweltdebatte geworden, weil sich eine 
ganze Reihe von Folgethemen daraus ableitet: Ener-
giesteuer, Ökostrom, Emissionshandel etc. 

Drei grundsätzliche Anmerkungen:

1.	 Die Industrie anerkennt die globale Herausforde- 
	 rung des Klimawandels. Die Zeit der Wenn und  
	 Aber ist vorbei; die Wissenschaft spricht in den  
	 Berichten des Intergovernmental Panel on Clima-
	 te Change (IPCC) eine eindeutige Sprache wie 
	 selten. Aus dieser globalen Herausforderung leitet  
	 sich eine globale Verantwortung ab – eine Ver- 
	 antwortung die derzeit nicht von allen Staaten  
	 gleichermaßen wahrgenommen wird. Unabhängig  
	 davon gilt das klare Bekenntnis der österreichi- 
	 schen Industrie zum Klimaschutz.

2.	 Die Industrie ist sich ihrer Verantwortung als Ver- 
	 ursacher eines Teils des Problems bewusst. Ent- 
	 sprechend dieser Verantwortung hat die Industrie  
	 das Wachstum der Emissionen in den vergange- 
	 nen Jahren in den Griff bekommen – die Industrie  
	 hat das Produktionswachstum vom Emissions- 
	 wachstum entkoppelt. Zwischen 1990 und 2004  
	 stieg die Industrieproduktion um rund 40 Prozent,  
	 die Triebhausgasemission der Industrie aber nur  
	 um rund 10 Prozent (vgl. den Kyoto-Fortschrittsbe- 
	 richt des Umweltbundesamtes).

3.	 Gleichzeitig aber sieht sich die Industrie auch als  
	 entscheidender Teil der Lösung. Zum einen, was  
	 neue Technologien angeht, die von der Industrie  
	 entwickelt und zur Verfügung gestellt werden,  
	 zum anderen aber auch als Motor für politische  
	 Initiativen im Bereich Klimaschutz – etwa in den  
	 Bereichen Verkehr und Raumwärme.

EU-Emissionshandel

Aus Sicht der Industrie sind die prinzipiellen Vorteile 
des Emissionshandels durchaus akzeptiert. Schließlich 
war es auch die Industrie, die in der Vergangenheit 
stets die Vorteile ökonomischer Instrumente ins Tref-
fen geführt hat, und an dieser Einstellung hat sich bis 
heute nichts geändert. Dieser grundsätzlich positive 
Zugang gilt auch dann, wenn sich Industrie und Ener-
giewirtschaft medial kritisch zu einzelnen wenn auch 
durchaus wichtigen Punkten äußern. Dieser schein-
bare Widerspruch lässt sich wie folgt aufklären: 

Die prinzipiellen ökonomischen Vorteile, wonach der 
Emissionshandel Emissionen dort reduziert, wo dies 
am kostengünstigsten ist, stehen außer Streit. Dies 
ändert aber nichts daran, dass der EU-interne Emis-
sionshandel zwischen Unternehmen eine für die In-
dustrie fatale Bestimmung enthält: dass nämlich die 
Menge an Zertifikaten an die Erreichung oder Nicht-
erreichung der jeweiligen nationalen Klimaziele ge-
bunden ist. 

In anderen Worten bedeutet dies schlicht: Wenn sich 
ein Staat leicht erreichbare Ziele gesteckt hat und 
er auf dem Weg ist, diese Ziele zu erreichen, gibt es 
mehr Zertifikate für die Unternehmen; wenn sich ein 
Staat ambitioniertere Ziele gesetzt hat und denen 
noch hinterherhinkt, gibt es weniger Zertifikate.

Es gibt keine Chancengleichheit für die Unternehmen, 
denn die nationalen Klimaziele sind höchst unter-
schiedlich. Wenn Sie eine Tonne Stahl oder eine Ton-
ne Zement in Österreich oder in Spanien produzieren, 
erhalten sie dafür eine unterschiedliche Menge von 
Zertifikaten. Der Wettbewerb ist verzerrt, und das ist 
Gift für die Akzeptanz dieses klimapolitischen Instru-
ments, und es ist auch Gift für den Industriestandort 
Österreich.
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Was bedeutet dies nun für die österreichische Wirt-
schaft konkret? Sie wissen, dass Österreich meilen-
weit hinter seinem selbst gesteckten Ziel hinterher-
hinkt. 13 Prozent weniger als 1990 sollten es sein, 
plus 18 Prozent sind es. Österreich liegt also mehr als 
30 Prozent hinter dem Ziel, und am 1. Jänner 2008 
beginnt die Kyoto-Abrechnung – es ist illusorisch 
sich vorzustellen, wie die Emissionen in Österreich im 
Zeitraum von 2008 bis 2012 um 30 Prozent reduziert 
werden sollen.

Die Bestimmung, dass die Menge an Zertifikaten für 
die Industrie an die Erreichung des jeweiligen natio-
nalen Klimazieles gebunden ist, bedeutet, dass Öster-
reichs Industrie die Zeche für Versäumnisse in ande-
ren Bereichen zahlt. 

Die jüngste Entscheidung der EU-Kommission kürzt 
die österreichische Zuteilung (NAP II) für die Jahre 
2008 bis 2012 um über 2 Mio. Tonnen pro Jahr. Das 
sind 10 Mio. Tonnen in fünf Jahren. Bei einem ge-
schätzten Preis von 20 Euro pro Tonne belaufen sich 
die Kosten für die rund 120 betroffenen Unternehmen 
im Zeitraum 2008 bis 2012 auf rund 200 Mio. Euro. 
Das sind 200 Mio. Euro, mit denen österreichische 
Unternehmen ihre Konkurrenz, in der EU sponsern, 
jene Konkurrenz, die jede Menge Zertifikate bekom-
men hat. 

Bemerkenswert dabei: Die Kommission kritisiert 
in ihrer Begründung der Kürzung unverblümt und 
ausschließlich die fehlenden Maßnahmen in den 
Nicht-Emissionshandelssektoren. Auf Seite 4 der 
Entscheidung heißt es zur Begründung der Kürzung: 
„... weil Österreich nicht genügend politische und 
sonstige Maßnahmen für den Verkehrs- sowie Bau- 
und Wohnsektor vorsieht ...“. Damit bestätigt die 
EU-Kommission: Die Industrie zahlt die Zeche für die 
politische Selbstüberschätzung Österreichs und für 
die fehlende politische Umsetzung der notwendigen 
Maßnahmen.

Das ist das Problem, das die österreichische Wirtschaft 
mit dem Emissionshandel hat. Das theoretische Prin-
zip ist schon in Ordnung – aber in der konkreten Um-
setzung ist es für Österreichs Industrie ein Mühlstein 
– unabhängig davon, wie gut und energieeffizient die 
Unternehmen arbeiten.

Allgemeiner Befund der österreichischen 
Klimapolitik aus Sicht der Industrie

Es werden falsche – weil illusorische – Ziele in Europa 
und in Österreich gesetzt. Klimapolitik ist nicht damit 
erledigt, dass überambitionierte Ankündigungen ge-
macht werden, die sich in der Folge als unhaltbar er-
weisen. Zuerst muss es darum gehen, eine glaubwür-
dige Datenbasis und einen machbaren und leistbaren 
Weg zu identifizieren. Erst in einem zweiten Schritt 
kann sich daraus ein nationales Ziel ableiten – so wie 
dies auch in anderen Staaten geschieht.

Die Verantwortung für das gesamtgesellschaftliche 
Ziel Klimaschutz ist nicht gesamtgesellschaftlich 
verteilt. Bislang sind Industrie und Energiewirtschaft 
die einzigen Sektoren der Volkswirtschaft, die direkt 
für die politischen Ziele zur Verantwortung gezogen 
werden – siehe die Problematik des Emissionshandels. 
Wenn Klimaschutz ein gesellschaftliches Ziel sein 
soll, dann wird man auch Maßnahmen setzen müs-
sen, die eine Vielzahl von Menschen betreffen, z.B. 
im Verkehr.

Es drohen falsche Weichenstellungen. Stichwort Ener-
gie- und Klimafonds: Nachdem die Bundesregierung 
einen solchen Fonds beschlossen hat, was seitens 
der Industrie ausdrücklich begrüßt wird, droht dieser 
nicht hauptsächlich in Innovationen zu fließen, son-
dern wieder mit der Gießkanne vergeudet zu werden.

Lösungsansätze und damit
verbundene Forderungen
Emissionshandel neu. Im Rahmen der derzeit lau-
fenden Überarbeitung der Emissionshandelsrichtlinie 
muss es gelingen, diesen unseligen, oben skizzierten 
Grundfehler zu beheben. Eine Idee dazu ist der so-
genannte Sektor Approach, wonach für Unternehmen 
der gleichen Branche die gleichen Ziele gelten.

Burden Sharing aufgrund von Machbarkeit, nicht auf-
grund von Wunschdenken. Im Rahmen des EU-Früh-
lingsgipfels wurden zwei weitreichende umwelt- und 
energiepolitische Ziele für verbindlich erklärt: minus 
20 Prozent CO2-Emissionen und plus 20 Prozent er-
neuerbare Energie bis 2020. In beiden Fällen ist es bis 
dato völlig unklar, wie das EU-interne Burden Sha-
ring diese Ziele auf die einzelnen Mitgliedsstaaten 
umlegt. 
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„Innovation und Klima“ als klimapolitische Leitidee 
der Wirtschaft. Aus Sicht der Wirtschaft kann Klima-
politik als ein Instrument der wirtschaftlichen Inno-
vation im Sinne der Lissabon-Strategie der Europäi-
schen Union positioniert werden und damit über den 
bloßen Umweltaspekt hinaus positiv wirken. Der lau-
fende Paradigmenwechsel, dass Energie einen Wert 
hat, dass Klimaschutz wichtig ist, bietet natürlich 
auch jede Menge Chancen. Aber es sind nicht jene 
Chancen, an die vermutlich viele von Ihnen denken, 
nämlich die Aufbringungsseite der Energie über im-
mer höhere Förderungen von erneuerbaren Energien. 
Entschieden wird die Frage des Klimaschutzes durch 
technologische Innovation und die klimawirksame 
Gestaltung des Energiesystems, was einen entspre-
chenden politischen Mut erfordert. Stichworte dafür 

sind: Zweckbindung der Wohnbauförderung, Anreize 
für Kraft-Wärme-Kopplungen, Verkehrskosten etc. 
Leitideen dazu finden sie in den Ergebnissen eines 
von BMWA, VEÖ, WKÖ und IV breit angelegten Pro-
jektes „Innovation und Klima“ auf
<www.innovation-klima.at>.

Schlussbemerkung
Österreich kann in Sachen Klimaschutz nur dann ein 
Musterland sein, wenn ambitionierte, aber realistische 
Ziele nicht nur formuliert, sondern auch erreicht wer-
den. Die Erreichung dieser Ziele erfordert Rahmenbe-
dingungen, die Innovationen hervorbringen und die 
Bereitschaft, Innovationen zuzulassen, fördern.
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Erich Gornik

Klimaschutz und Kernenergie

Die Debatte um die Kernenergie wurde in den letzten 
Jahren neu belebt. Hintergrund dafür ist einerseits 
der prognostizierte Klimawandel und somit die Not-
wendigkeit, Maßnahmen zum Klimaschutz zu setzen, 
und andererseits das absehbare Ende der Verfügbar-
keit billigen Erdöls und die hieraus erwachsenden 
globalen Implikationen.

Klimapolitische Rahmenbedingungen
Der Wandel des globalen Klimas und der Beitrag des 
Menschen zu diesem Wandel durch die Emission von 
Treibhausgasen sind als gesicherte wissenschaftliche 
Erkenntnisse anzusehen. Die bereits zu beobachten-
den und die weltweit noch zu erwartenden uner-
wünschten Auswirkungen dieses Wandels haben die 
Staatengemeinschaft veranlasst, Maßnahmen zum 
Schutz des Klimas zu setzen. Die UN-Rahmenkonven-
tion zur Klimaveränderung (UNFCCC) aus dem Jahr 
1992 definiert als Ziel, „eine Stabilisierung der Treib-
hausgase in der Atmosphäre auf einem Niveau zu er-
reichen, das gefährliche anthropogene Einmischung 
in das Klimasystem verhindert. Dieses Niveau soll in 
einem Zeitraum erreicht werden, der es den Ökosys-
temen erlaubt, sich auf natürliche Weise an die Kli-
maänderung anzupassen, der sicherstellt, dass die 
Nahrungsmittelproduktion nicht gefährdet wird und 
der ökonomische Entwicklung in einer nachhaltigen 
Art ermöglicht.“ 

Mit dem 1997 ausgehandelten „Kyoto-Protokoll“, 
einem Zusatzprotokoll zum UN-Rahmenübereinkom-
men über Klimaänderungen, haben sich die Industrie-
staaten verpflichtet, die Emissionen von sechs Treib-
hausgasen innerhalb des Zeitraums 2008 bis 2012 
um mindestens 5,2  Prozent gegenüber dem Niveau 
von 1990 zu senken. Die im Protokoll reglementier-
ten Gase sind: Kohlendioxid (CO2, dient als Referenz-
wert), Methan (CH4), Distickstoffoxid (Lachgas, N2O), 
teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (H-FKW/
HFCs), perfluorierte Kohlenwasserstoffe (FKW/PFCs) 
und Schwefelhexafluorid (SF6). Die einzelnen Länder 
haben dabei unterschiedliche Vorgaben, die vor allem 
von ihrer wirtschaftlichen Entwicklung abhängen. Für 

die EU ist eine Senkung der Emissionen um insgesamt 
8 Prozent vorgesehen, Russland und die Ukraine ha-
ben sich dazu verpflichtet, das Emissionsniveau von 
1990 nicht zu überschreiten, und für die Volksrepu-
blik China, Indien und für Entwicklungsländer sind 
keine Beschränkungen vorgesehen.

Umsetzung des Kyoto-Protokolls
Bislang konnte trotz Kyoto-Protokoll nur wenig am 
allgemeinen Wachstumstrend der wichtigsten Treib-
hausgase geändert werden. Die Emissionen von Koh-
lendioxid und Lachgas stiegen in den letzten Jahren 
weiter unvermindert an. 

Beispiel Österreich:
Österreich hat im Rahmen des Kyoto-Protokolls die 
rechtlich verbindliche Verpflichtung übernommen, 
die Emissionen von Treibhausgasen in der Verpflich-
tungsperiode 2008 bis 2012 um 13 Prozent gegen-
über dem Niveau von 1990 zu reduzieren. Im Jahr 
2002 wurde daher von der Bundesregierung und der 
Landeshauptleutekonferenz die „Strategie Österreichs 
zur Erreichung des Kyoto-Ziels“ (Klimastrategie) ver-
abschiedet. Eine umfassende Evaluierung durch das 
Umweltbundesamt und die Energieagentur im Jahr 
2005 hat gezeigt, dass Österreich in den letzten 
Jahren trotz Umsetzung zahlreicher Klimaschutz-
maßnahmen dem Kyoto-Ziel bislang nicht näher ge-
kommen ist: Die Treibhausgasemissionen betrugen 
im Jahr 2005 93,3  Millionen Tonnen Kohlendioxid-
Äquivalente und waren folglich um 2,3 Prozent höher 
als im Vorjahr. Im Vergleich zum Basisjahr 1990 stellt 
dies eine Steigerung um 18 Prozent dar. Die Emissio-
nen von Kohlendioxid waren im Jahr 2005 mit einem 
Anteil von 85,4 Prozent hauptverantwortlich für die 
hohe Summe an Treibhausgasen. Zwischen 1990 und 
2005 stiegen die CO2-Emissionen um 28,6 Prozent an. 
Betrachtet man den Zeitraum von 2004 bis 2005, ist 
eine Zunahme um 3,3 Prozent zu verzeichnen.

Auf Grundlage der Evaluierung wurde im Frühsommer 
2005 der Anpassungsprozess zur Klimastrategie ge-
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startet. Die von Expertenarbeitsgruppen erarbeiteten 
Maßnahmenvorschläge wurden in die Anpassungs-
strategie zur Erreichung des Kyoto-Ziels eingebettet. 
Um das Klimaschutzziel Österreichs zu erreichen, fo-
kussiert das Anpassungspaket auf drei Säulen:

Nutzung der Reduktionspotenziale im Inland unter 
wirtschaftlicher und gesamtwirtschaftlicher Be-
trachtung durch verstärkten Einsatz vorhandener 
und marktreifer Technologien, insbesondere in den 
Bereichen Energieeffizienz und erneuerbare Energi-
en, unter möglichst weitgehender Berücksichtigung 
regional verfügbarer Ressourcen, Förderung der Ent-
wicklung neuer Technologien, die auch über die erste 
Kyoto-Verpflichtungsperiode hinaus das Potenzial zu 
einer deutlichen Senkung der Treibhausgasemissi-
onen eröffnen, und Nutzung des kosteneffizienten 
Potenzials flexibler Instrumente im Rahmen des JI/
CDM-Programms sowie des EU-Emissionshandels. 
Die Schwerpunktsetzung erfolgt dabei im Sinne der 
Nachhaltigkeit, d.h. im Sinne einer ökonomisch, öko-
logisch und sozial dauerhaften Wirkung.

Beispiel Deutschland
Deutschland hat im Jahr 2005 sein nationales Klima-
schutzprogramm mit dem Ziel verabschiedet, dass die 
von Deutschland auf europäischer und internationa-
ler Ebene zugesagte Zielsetzung einer Reduzierung 
der Treibhausgasemissionen im Zeitraum 2008 bis 
2012 um 21  Prozent bezogen auf das Basisjahr er-
reicht wird und damit die Grundlage für eine weitere 
anspruchsvolle Klimapolitik auch nach 2012 gelegt 
wird.

Neben diesen allgemeinen Klimaschutzzielen hat die 
Bundesregierung Subziele festgelegt:

Vereinbarung der deutschen Wirtschaft/Energiewirt-
schaft mit der Bundesregierung, eine Emissionsreduk-
tion von insgesamt bis zu 45 Millionen Tonnen CO2 
bis zum Jahr 2010 gegenüber 1998 zu erreichen.

Im Rahmen dieser Vereinbarung werden die Erhal-
tung, Modernisierung und der Ausbau von Anlagen 
der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) mit dem Ziel zu-
gesagt, Anstieg des Anteils der erneuerbaren Ener-
gien an der Stromversorgung bis zum Jahr 2010 auf 
mindestens 12,5 Prozent und bis zum Jahr 2020 auf 
mindestens 20 Prozent. 

Verdopplung der Energie- und Rohstoffproduktivität 
bis 2020 gegenüber 1990.

Die Rufe nach Energieeffizienz und nachhaltigem 
Klimaschutz werden auch vonseiten der Wissen-
schaft immer lauter. Die nationalen Akademien der 
sieben führenden Industrieländer und Russlands (G8-
Staaten) sowie der fünf Schwellenländer Brasilien, 
China, Indien, Mexiko und Südafrika fordern in einer 
gemeinsamen Erklärung ihre Regierungen im Vorfeld 
des G8-Gipfels 2007 in Heiligendamm auf, ihrer Ver-
antwortung gerecht zu werden und sich gemeinsam 
für die effiziente Nutzung von Energieressourcen und 
für einen nachhaltigen Klimaschutz einzusetzen. 

Die Kernpunkte der Empfehlungen an die Regierun-
gen der G8+5-Staaten sind:

Entwicklung gemeinsamer Strategien und Instrumen-
te zur effizienten Nutzung von Energie für Gebäude, 
Motoren, Transportsysteme und Stromerzeugung,
Aufklärung der Bevölkerung zu sparsamer Energie-
nutzung und in Sachen Klimafragen, Eindämmung 
der weiteren Abholzung der Wälder, Verstärkung des 
ökonomischen und technologischen Wissensaus-
tausches zwischen den Industrienationen und den 
Schwellen- bzw. Entwicklungsländern, damit diese 
von effizienten, modernen Technologien profitieren 
können, und vermehrte Förderung von Wissenschaft 
und Technologien, die der Energieeffizienz, der Ent-
wicklung weiterer CO2-armer Energieträger und der 
Entfernung des CO2 aus der Umwelt dienen.

Eine erst kürzlich im Rahmen der internationalen 
Klimatage in Wien vorgestellte Studie der Vereinten 
Nationen (UNFCCC) informiert über die weltweit be-
nötigten Investitionen, die nötig wären, um dem Kli-
mawandel und seinen Auswirkungen wirksam zu be-
gegnen. Bis 2030 wird der Energieverbrauch weltweit 
um 60 Prozent ansteigen. Das wird gute 20 Billionen 
Dollar an Investitionen in Infrastruktur kosten. In der 
Studie wird unter anderem empfohlen, dass neben 
dem Ausbau der Investitionen in alternative Energien 
auch die Investitionen bis 2030 für Atomkraftwerke 
(AKW) um das Dreifache auf 40 statt 15 Milliarden 
Dollar erhöht werden sollten. 
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Bedeutung der Kernenergie weltweit

Weltweit sind 435 Reaktorblöcke (346 davon in den 
OECD-Saaten) mit einer Gesamtleistung von 367 GW 
in 31 Ländern in Betrieb (Stand 2006). Zwei Drittel 
der Gesamtleistung werden in den USA (104 Reak-
toren), Frankreich (59), Japan (55) und Deutschland 
(17) erzeugt.

Aktuell befinden sich rund 40 Kernkraftwerk-Neubau-
ten in der konkreten Projektierungs-, Planungs- bzw. 
Genehmigungsphase, zum Teil schon mit erfolgter 
Auftragsvergabe. Beispielsweise sind derzeit sieben 
Reaktorblöcke in Indien, vier in Korea, drei in Japan, 
zwei in der Slowakei und eines in Finnland in Bau. 

Die weltweite Netto-Stromerzeugung in Kernkraft-
werken lag im Jahr 2006 bei rund 2660 Milliarden 
Kilowattstunden. Das entspricht einem Anteil der 
Kernenergie an der weltweiten Gesamtstromerzeu-
gung von ca. 17  Prozent. Betrachtet man nur die 
OECD-Staaten, so beträgt der Anteil an Kernenergie 
23 Prozent der Stromerzeugung mit steigender Ten-
denz (Anstieg gegenüber 2005 um 0,5 Prozent).

Die Zukunft der Kernenergie (global)
Der weltweit größte Erzeuger von Kernenergie sind 
die USA. Derzeit befinden sich in den USA 104 Reak-
torblöcke in Betrieb, die rund 19 Prozent der Gesam-
tenergieerzeugung abdecken. Um dem wachsenden 
Energiebedarf in den USA entgegenzukommen, emp-
fiehlt die National Energy Policy, die Nuklearenergie 
weiter auszubauen und als wesentliches Element der 
nationalen Energieversorgung zu stärken. 

Mit diesem Hintergrund veröffentlichte das US-Ener-
gieministerium (US Department of Energy – DOE) das 
Programm Nuclear Power 2010. Das Programm ist 
eine gemeinsame Initiative des DOE und der Industrie 
mit dem Ziel, geeignete Standorte für neue Reaktoren 
zu erkunden sowie neue Reaktortechnologien (u.a. 
gasgekühlte Reaktoren) zu entwickeln und auf den 
Markt zu bringen. Das Programm soll der Anstoß für 
den Bau neuer hochentwickelter Leichtwasserreakto-
ren sein. 

Unterstützt wird diese Zielsetzung von der Nuclear 
Energy Research Initiative (NERI), die wettbewerb-
lich vergebene F&E-Kooperationsprojekte von For-
schungsinstitutionen und Industrie zur Verbesserung 
der Leichtwasserreaktor-Technologie in den USA för-
dert. 

Mit „Global Nuclear Energy Partnership“, haben die 
USA eine multilaterale wissenschaftlich/technische 
Plattform für den ausgedehnten und weltweiten Ein-
satz von Kernkraftwerken mit einem Zeithorizont von 
drei Dekaden eingerichtet. Gemeinsam mit anderen 
Nationen sollen neue nukleare Entsorgungs- oder 
Reaktortechnologien entwickelt werden. Dies erfolgt 
unter den Aspekten der Wirtschaftlichkeit und maxi-
maler Sicherheit vor schweren Unfällen sowie uner-
laubter Kernwaffenproduktion. 

In Deutschland wurde im Jahr 2000 der langfristige 
Ausstieg aus der Kernenergienutzung bis zum Jahr 
2020 beschlossen. Zu den Kernpunkten der im April 
2002 in Kraft getretenen Gesetzesnovelle gehören 
das Verbot des Neubaus von kommerziellen Kern-
kraftwerken und die Befristung der Regellaufzeit der 
bestehenden Atomkraftwerke auf durchschnittlich 32 
Jahre seit Inbetriebnahme. Bis Ende 2005 sind auf-
grund dieser Regelungen bereits zwei deutsche Kern-
kraftwerke stillgelegt worden. Seit dem Regierungs-
wechsel 2005 ist eine politische Debatte über die 
Verlängerung der Laufzeiten für die Kernkraftwerke 
entbrannt, deren Auswirkungen noch nicht absehbar 
sind. Während das deutsche Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit weiter 
für den planmäßigen Ausstieg plädiert, vertritt der 
deutsche Bundesminister für Wirtschaft und Tech-
nologie, Michael Glos, eine konträre Meinung. In ei-
ner Pressemitteilung vom 22. Juni 2007 hält er fest: 
„Kernenergie spielt für mich eine wichtige Rolle beim 
Klimaschutz. Betrachtet man die CO2-Bilanz für den 
gesamten Stromerzeugungszyklus eines Kernkraft-
werkes, liegt nach nationalen und internationalen 
Studien die CO2-Belastung zwischen 5 und 33 Gramm 
pro Kilowattstunde. Damit ist die Kernenergie nach 
Biomasse zusammen mit Wind- und Wasserkraft die 
klimafreundlichste Energieform. Und deshalb brau-
chen wir in Deutschland dringend eine sachbezogene 
Diskussion zum Thema Kernenergie, um die verschie-
denen Aspekte dieses Energieträgers zu beleuchten.“
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Europa verfügt derzeit über die größte Atomindustrie 
der Welt: Ein Drittel des Stroms stammt aus Kern-
kraftwerken. Bei einem Energieverbrauch, der sich 
zwischen 2000 und 2050 wahrscheinlich verdoppeln 
wird, wird Kernenergie auch weiterhin eine Schlüssel-
rolle in künftigen kohlenstoffarmen Energiesystemen 
spielen. 

Ein neues Forum über Kernenergieforschung wurde 
von der Europäischen Kommission und der französi-
schen Atomenergiebehörde (CEA) ins Leben gerufen. 
Diese Technologieplattform für nachhaltige Kern-
energie soll Forscher und Industrie zur Festlegung ei-
ner strategischen Forschungsagenda (SRA) und einer 
Einführungsstrategie zusammenführen, um Europas 
Führungsposition in diesem zentralen Sektor zu festi-
gen. Das Hauptziel der Technologieplattform soll die 
Entwicklung eines vollständig integrierten Ansatzes 
für die Kernenergieforschung in Europa sein.

Der EU-Kommissar für Wissenschaft und Forschung, 
Janez Potocnik, sieht die Kernenergie als einen wich-
tigen Teil der Lösung des Problems der Versorgungs-
sicherheit und der Treibhausgasemissionen. Daher 
spricht er sich dafür aus, dass die wirtschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit der Kernenergie sichergestellt 
und die Kernenergie so umweltneutral wie möglich 
gemacht werden muss – auch im Hinblick auf das 
Erbe, das wir künftigen Generationen hinterlassen.
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Das Internationale Institut für liberale Politik Wien (IILP) 
wurde im Herbst 2005 gegründet und bezweckt die Förderung liberaler Politik, 

insbesondere in den Bereichen der Wirtschafts-, Sozial- und Finanzpolitik, 
internationale Beziehungen, Europapolitik, Außen- und Sicherheitspolitik 

sowie hinsichtlich aktueller Fragen der österreichischen Politik.

Das IILP versteht sich als bürgerlicher und proeuropäischer Think-Tank für Österreich. 
Im Rahmen seines wissenschaftlichen und gesellschaftspolitischen Programms 

lädt es zu zahlreichen Veranstaltungen. 
Neben anderen Publikationen gibt es die „Sozialwissenschaftliche Schriftenreihe“ heraus.

IILP – ZVR Zahl 425665530
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